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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Für die Kultur gab die öffentliche Hand 1990 insgesamt 1,85 Mia Fr. aus, das heisst 272
Fr. pro Kopf der Bevölkerung. Dies ging aus der jüngsten diesbezüglichen Untersuchung
des Bundesamtes für Statistik hervor. Am meisten Mittel, nämlich 451 Mio Fr. oder 24%
flossen den Theatern und dem Musikwesen zu. 320 Mio Fr. (17%) wurden für die
Ausbildung an Musikschulen, Konservatorien, Kunstgewerbeschulen und dergleichen
aufgewendet. Je rund 12% der Kulturausgaben gingen an die drei Bereiche Bibliotheken
und Archive, Museen und Ausstellungen sowie Denkmalpflege und Heimatschutz.

Die Hauptlast der öffentlichen Kulturförderung trugen mit 53% oder 3,9% ihrer
Gesamtausgaben die Gemeinden. Die Kantone steuerten 39% (2,4%) bei, der Bund
lediglich 8% (0,5%). Bibliotheken und Archive, Museen und Ausstellungen, Theater und
Musikwesen wurden standortbedingt vorab von den grossen Städten und deren
Kantonen gefördert. Basel-Stadt, Bern, Genf, Waadt und Zürich übernahmen so über
65% der gesamten Kantons- und Gemeindeausgaben in diesen Bereichen. Der Bund
beschränkte sich in erster Linie auf Aufgaben von gesamtschweizerischer Bedeutung.
Dazu gehören die Landesbibliothek und das Landesmuseum, die der Bund in eigener
Regie führt. Daneben machte mit 57 Mio Fr. bzw. 37% die Unterstützung der Kantone in
Denkmalpflege und Heimatschutz den grössten Brocken im Kulturbudget des Bundes
aus. Die Pro Helvetia erhielt 21 Mio Fr.für ihre in- und ausländischen Aktivitäten. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.05.1994
MARIANNE BENTELI

Die Vox-Analyse dieses Urnengangs zeigte, dass für die Befürworter des
Verfassungsartikels Kultur einen derart selbstverständlichen Stellenwert hat, dass sie
die Wirkung der Argumente der Gegner unterschätzten. Diese malten in erster Linie das
Schreckgespenst nicht abzusehender Kosten an die Wand, obgleich von den
Befürwortern immer wieder darauf hingewiesen wurde, dass der neue
Kulturförderungsartikel ein Kann-Artikel sei, der es dem Parlament erlauben würde, die
Kulturausgaben jährlich über das Budget zu steuern. Der wichtigste Beweggrund für die
Ablehnung war denn auch die angespannte Finanzlage des Bundes, gefolgt von einer
generellen Geringschätzung der Kultur sowie von föderalistischen Bedenken.
Wesentlich mitgespielt hat auch der Bildungsstand sowie ein weitverbreitetes
Misstrauen gegenüber der Landesregierung, den politischen Eliten und den
Kulturschaffenden, denen immer noch der "Kulturboykott" der
Jubiläumsfeierlichkeiten von 1991 angelastet wurde. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1994
MARIANNE BENTELI

Praktisch zeitgleich mit der internationalen Konferenz über den vom
nationalsozialistischen Deutschland begangenen Kunstraub in den besetzten Ländern
zwischen 1939 und 1945, welche anfangs Dezember in den USA stattfand,
veröffentlichte das Bundesamt für Kultur (BAK) eine von ihm in Auftrag gegebene Studie
zur Rolle der Schweiz in diesem Bereich. Der damit beauftragte Historiker kam zum
Schluss, dass Schweizer Kunsthändler – vornehmlich Galerist Fischer aus Luzern – eine
eminente Rolle als Drehscheibe gespielt hatten. Aber auch bedeutende Sammler – so
etwa der Maschinen- und Waffenhersteller Bührle – hatten mehr oder weniger
gutgläubig geraubte Kunstwerke angekauft. Einzig der Mäzen Oskar Reinhart in
Winterthur, der seine schweizweit einmalige Sammlung alter und moderner Kunst nach
seinem Tod der Eidgenossenschaft vermachte, hatte sich stets geweigert, Kunstwerke
zweifelhafter Herkunft zu erwerben. Der Autor der Expertise durchleuchtete auch die
Praxis der Behörden. Er stellte dabei fest, dass lediglich 77 Fälle von geraubten
Kunstwerken vor Bundesgericht gelangten. In den Jahren 1948/49 kam es in 71 Fällen
zur Rückgabe an die bestohlenen Eigentümer. In keinem einzigen Fall wurde aber ein
Händler wegen Hehlerei verurteilt. Der Autor selber hielt seine Untersuchung für nicht
abschliessend. Aufgrund nach wie vor gesperrter bzw. nicht mehr auffindbarer Quellen
bleibe die Grauzone beachtlich. Das BAK will deshalb 1999 eine Anlaufstelle eröffnen,
die Anfragen im Zusammenhang mit Raubkunst entgegennimmt und den Betroffenen
hilft, ihre Ansprüche geltend zu machen. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.12.1998
MARIANNE BENTELI
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Eine Umfrage des BFS bei 7'500 Betrieben für das Jahr 2001 ergab, dass die Schweizer
Unternehmen die Kultur durch Sponsoring und Mäzenatentum mit jährlich rund CHF
320 Mio. unterstützen. Der Löwenanteil dieser privaten Kulturfinanzierung geht auf das
Konto der Grossunternehmen, insbesondere Banken und Versicherungen, doch
erweisen sich die kleinen Betriebe hinsichtlich Beitragshöhe pro Mitarbeitenden am
grosszügigsten. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.02.2004
MARIANNE BENTELI

Zum Europäischen Tag des Denkmals, der sich im Berichtsjahr zum 20. Mal jährte,
präsentierte das BAK eine Publikation mit zwischen 2008 und 2011 unterstützten
Schweizer Bau- und Bodendenkmälern. Insgesamt wurden in diesen vier Jahren 481
Gebäude und archäologische Massnahmen mit CHF 65,7 Mio. unterstützt. Die globalen
Unterstützungsbeiträge durch den Bund erfolgen in dieser Form seit der Neugestaltung
des Finanzausgleichs im Jahre 2008. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.08.2013
MARLÈNE GERBER

Insgesamt 5 von 100 Franken aller Schweizer Konsumausgaben wurden zwischen Anfang
2009 und Ende 2011 für Kultur ausgegeben, wie eine Erhebung des Bundesamts für
Statistik zu den Kulturausgaben der privaten Haushalte zeigt. Pro Haushalt und Monat
beliefen sich die Ausgaben im Schnitt auf CHF 272. Dabei wurden 70% der Mittel in den
Konsum immaterieller Güter und Dienstleistungen wie Bücher, Musik, Kino- oder
Museumsbesuche investiert und 30% der Ausgaben zum Erwerb materieller Geräte und
Güter wie Fernseher, Computer, Fotoapparate oder Kunstwerke aufgewendet. Während
die Gruppe der 45- bis 54-Jährigen am meisten in die Kultur investierte, gehörten die
über 75-Jährigen zu den schwächsten Konsumierenden von Kulturgütern. Obwohl die
italienischsprachigen Schweizerinnen und Schweizer leicht weniger Mittel für die Kultur
aufwendeten, seien die Unterschiede zwischen den Sprachregionen vernachlässigbar.
Vier Fünftel aller Kulturausgaben und insgesamt CHF 8,2 Mrd. pro Jahr wurde für den
Konsum von Medien aufgewendet. Auf dem zweiten Platz befinden sich Investitionen in
Musikinstrumente, Foto- und Filmapparate (CHF 930 Mio.), gefolgt vom Besuch von
Theateraufführungen und Konzerten (CHF 745 Mio.). 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.12.2013
MARLÈNE GERBER

Im Jahr 2011 wendete der Kanton Zürich zusammen mit seinen Gemeinden und den
Beiträgen aus dem Lotteriefonds mit CHF 439,5 Mio. am meisten Geld zur Finanzierung
der Kultur auf, wie die neuesten Zahlen der jährlich vom BfS erscheinenden Statistik zu
den Kulturausgaben der Kantone und Gemeinden verdeutlicht. In Relation zur
Bevölkerungszahl ergibt sich jedoch ein anderes Bild: Hier führt der Kanton Basel-Stadt
mit Pro-Kopf-Ausgaben von CHF 910 die Statistik klar an, gefolgt vom Kanton Genf mit
CHF 785. In den restlichen Kantonen überschreiten die Kulturausgaben pro Person die
400er-Marke nicht; das Schlusslicht Schwyz kommt auf einen Betrag von CHF 78 pro
Einwohner und Jahr. Die gewichtigen Differenzen erklärt sich Philipp Bischof, Leiter der
Basler Abteilung für Kultur, durch die überregionale Bedeutung der städtischen
Kulturhäuser. Schwyz hingegen setze eher auf die Finanzierung kleinerer Projekte, liess
der Kulturbeauftragte des Kantons, Franz-Xaver Risi verlauten: Für den Besuch
grösserer Institutionen könne die Kantonsbevölkerung nach Luzern oder Zürich
ausweichen. Schwyz unterstützt bedeutende Kulturinstitutionen in Zürich und Luzern
nach wie vor finanziell. Im Vorjahr hatte sich der Kantonsrat aufgrund in der
Zwischenzeit erzielter Verhandlungsergebnisse doch dazu entschieden, die
Vereinbarung über die interkantonale Zusammenarbeit im Bereich überregionaler
Kulturreinrichtungen nicht aufzukündigen - dies entgegen seinem 2011 gefassten
Entschluss. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.04.2014
MARLÈNE GERBER

Die Kulturbranche war stark von den Massnahmen des Bundes gegen die Covid-19-
Pandemie betroffen, wurden doch im März 2020 unter anderem alle Kulturinstitutionen
vorübergehend geschlossen. Die Kulturmarketingagentur «L'Oeil du Public»
untersuchte in der Studie «Kulturbesuche in der Zeit nach Corona» in Abstimmung
mit der KBK, wie die Pandemie das Kulturnutzungsverhalten der Bevölkerung
beeinflusste. Zu diesem Zweck wurden im Mai 2020 – nach der Ankündigung der ersten
Öffnungsschritte im April - insgesamt 880 Personen aus der Deutsch- und
Westschweiz, welche vor der Pandemie mindestens eine kulturelle Aktivität pro Jahr
unternommen hatten, befragt.

Am stärksten vermissten die Befragten während der Schliessung den Besuch von Kinos,

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.06.2020
SARAH KUHN
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von darstellender Kunst (wie etwa Theateraufführungen) sowie von Tier- und
Freizeitparks. Die Angst vor der Pandemie blieb auch nach den ersten Lockerungen: So
gab nur etwa ein Viertel der Befragten an, dass sie «ohne grosse Bedenken» an einer
kulturellen Veranstaltung teilnehmen oder eine kulturelle Institution besuchen. Ein
weiteres Viertel der Befragten wollte gar erst wieder an Kulturveranstaltungen
teilhaben, wenn die Pandemie vollständig vorbei ist. Zudem forderten 60 Prozent der
Befragten bei zukünftigen Veranstaltungen Schutzmassnahmen, wie etwa eine
Begrenzung der erlaubten Anzahl Besucherinnen und Besucher. 
Zur Nutzung von digitalen Alternativen zu Kultur vor Publikum gaben 75 Prozent der
Befragten an, während des Lockdowns kulturelle Online-Angebote genutzt zu haben,
wobei das Streaming von Filmen und Serien das meist genutzte Angebot war (63%); 17
Prozent aller Befragten hatten die teilweise neu angebotenen digitalen Aufführungen
von Theaterstücken oder Konzerten genutzt, deren Nutzung im Vergleich zu vor der
Pandemie folglich gemäss Bericht relativ gross war.
Zuletzt zeigte die Studie mögliche negative finanzielle Auswirkungen des veränderten
Kulturnutzungsverhaltens der Schweizerinnen und Schweizer auf, zumal 46 Prozent aller
Befragten im nächsten Jahr weniger für Kulturbesuche ausgeben wollten und etwa ein
Drittel weniger für Abonnements. 8

Im September 2020 wurden die Ergebnisse einer zweiten Umfrage zu den
Auswirkungen der Covid-19-Pandemie auf das Kulturnutzungsverhalten der
Bevölkerung veröffentlicht. Die zweite Umfrage war vom BAK und der KBK unter dem
neuen Titel «Kulturbesuche in Zeiten von Corona» in Auftrag gegeben worden. Die
Befragung von 1'197 Personen in der Deutschschweiz, Westschweiz und dem Tessin,
welche vor der Pandemie pro Jahr mindestens eine kulturelle Aktivität unternommen
hatten, fand Ende August 2020 statt.

Im Vergleich zur ersten Studie zeigte sich eine zunehmende Zurückhaltung für
Kulturbesuche durch die Schweizer Bevölkerung. So sank der Anteil Personen, die
«ohne grosse Bedenken» kulturelle Aktivitäten unternehmen, gegenüber der ersten
Umfrage recht deutlich (Juni: 24%, August: 18%) und der Anteil Personen, die mit
Kulturbesuchen warten wollten, bis die Pandemie definitiv vorbei ist, stieg an (Juni:
25%, August: 33%). Dabei unterschied sich das Ausmass der Zurückhaltung je nach
Kulturbranche teils stark, besonders davon betroffen waren Kulturvorstellungen, wie
etwa das Theater (August: 43%). Auch die Unterstützung für und die Forderung nach
Schutzmassnahmen in der Bevölkerung wurden stärker (beispielsweise eine
Maskenpflicht in geschlossenen Räumen: Juni: 36%, August: 65%). Zudem stiessen die
Unterstützungsmassnahmen des Bundes bei den Befragten auf breiten Rückhalt, 70
Prozent befürworteten eine Verlängerung der Massnahmen und 65 Prozent ihren
Ausbau. 
Von den digitalen Angeboten wurde weiterhin und noch verstärkt insbesondere das
Streamen von Filmen und Serien genutzt (Juni: 63%, August: 86%), während die
Nutzung anderer digitaler Angebote, wie etwa Aufnahmen von Vorträgen, Konzerten
oder Theateraufführungen, eher zurückhaltend blieb. Folglich sehe es derzeitig nicht
danach aus, als ob Online-Angebote die Live-Kultur ersetzen könnten, wurde im Bericht
festgehalten.
Weiterhin wurden auch negative finanzielle Auswirkungen für den Kultursektor
erwartet, da beispielsweise der Anteil Personen, welche ihr Abonnement kürzen oder
nicht mehr verlängern wollten, zugenommen hatte (Juni: 36%, August: 43%). Generell
beurteilten 86 Prozent der Befragten den Kultursektor als gefährdet und 41 Prozent als
gefährdeter als andere Berufsarten. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.09.2020
SARAH KUHN

In Erfüllung des bundesrätlichen Auftrags im Rahmen der Kulturbotschaft 2016-2020 an
das BAK, welcher eine Überarbeitung und Weiterentwicklung der statistischen
Grundlagen im Kulturbereich vorsah, veröffentlichte das BFS im Oktober 2020 erstmalig
die Kulturwirtschaftsstatistik. Wie das BAK in der Medienmitteilung festhielt, sei diese
Statistik «ein wichtiges Instrument für die Planung der öffentlichen Kulturförderung,
indem sie die grossen Unterschiede in den Herausforderungen der verschiedenen
Sektoren aufzeigt». Dies sei insbesondere in Anbetracht der aktuellen Corona-
Pandemie und ihren starken Auswirkungen auf den Kultursektor von grosser Bedeutung.
Ausserdem helfe die Statistik dabei, das in der Kulturbotschaft 2021-24 festgelegte Ziel
einer angemessenen Verteilung von Frauen und Männern in allen Bereichen der Kultur
zu erreichen.
Aufbauend auf verschiedenen bereits bestehenden Statistiken, wurden zwei Bereiche

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.10.2020
SARAH KUHN
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für die Analyse unterschieden: zum einen die Kulturbetriebe und die damit
verbundenen Arbeitsstellen, zum anderen die Kulturschaffenden im breiteren Sinne –
also alle hauptberuflich im Kultursektor tätigen Personen, auch jene, welche innerhalb
des Sektors keinen kulturellen Beruf ausüben wie etwa ein Buchhalter oder eine
Buchhalterin in einem Theater, oder jene, die einen kulturellen Beruf verfolgen, jedoch
nicht im Kultursektor tätig sind wie zum Beispiel ein Grafiker oder eine Grafikerin in
einer Bank.
Demnach gab es im Jahr 2018 63'639 Kulturunternehmen mit 66'122 Arbeitsstätten,
was einem Anteil von ca. 10.5 Prozent der gesamten Schweizer Unternehmen und
Arbeitsstätten entsprach. Seit 2011 sei die Zahl der Kulturunternehmen somit um 13,0
Prozentpunkte gewachsen, was im Vergleich mit den Unternehmen in der
Gesamtwirtschaft (+7,4%) einem bemerkenswerten Anstieg entsprach. Beschäftigte in
Kulturbetrieben gab es 234'494, womit Kulturunternehmen im Durchschnitt deutlich
weniger Angestellte aufwiesen als Unternehmen in der Gesamtwirtschaft. Im Vergleich
zu 2011 entspricht dies lediglich einer Zunahme von 2,1 Prozentpunkten, womit die
Kulturbetriebe immer kleiner zu werden scheinen. Mit einer Wertschöpfung von
insgesamt CHF 15.2 Mrd. leistete der Kultursektor im Jahr 2018 einen Beitrag von 2.1
Prozent an das Bruttoinlandprodukt, was einer inflationsbedingten jährlichen Abnahme
von durchschnittlich 1,3 Prozentpunkten seit 2011 entsprach, währenddem das gesamte
BIP der Schweiz um 2 Prozentpunkte wuchs.
Kulturschaffende gab es im Jahr 2019 312'000, was einem Anteil von 6.3 Prozent der
Erwerbspersonen in der Schweiz entsprach. Mit einem Anteil von 56 Prozent
Kulturschaffender mit tertiärem Bildungsabschluss wies dieser Bereich im Vergleich zu
einem Tertiärbildungsanteil von 42 Prozent bei allen Erwerbspersonen einen
überdurchschnittlich hohen Bildungsgrad auf. Weiter schien die Branche eher weiblich
zu sein, so betrug der Frauenanteil 51 Prozent. Jedoch sei die Ungleichheit bezüglich
Lohn und Vorgesetztenfunktion zwischen den Geschlechtern in diesem Sektor etwa
gleich hoch wie in der Gesamtwirtschaft. So hätten bei den Männern 36 Prozent eine
Direktions- oder Kaderfunktion und verdienten im Schnitt CHF 7'356, während es bei
den Frauen lediglich 24 Prozent und ein Durchschnittslohn von CHF 6'088 waren. 10

Die Kulturwirtschaftsstatistik des BFS für das Jahr 2020 lieferte erste Zahlen zu den
Auswirkungen der Corona-Pandemie auf den Kultursektor. Die Statistik wurde mit den
neusten Daten aus der SAKE und dem SILC aktualisiert und im Mai 2021 veröffentlicht.
Die Ergebnisse verzeichneten einen verhältnismässig starken Rückgang der
Kulturschaffenden in der Schweiz seit dem Vorjahr. So sank der Anteil der
Kulturschaffenden im Jahr 2020 gegenüber 2019 um rund 5 Prozentpunkte, was in
absoluten Zahlen einem Rückgang von ca. 14'000 Erwerbspersonen entspricht. Wie das
BFS in seiner Medienmitteilung festhielt, handle es sich somit «um den stärksten
Rückgang seit 2010». Im Vergleich zur gesamten Anzahl Erwerbspersonen der Schweiz,
welche um 0.2 Prozentpunkte zurückging, handle es sich somit um einen enormen
Rückgang, der mit demjenigen des Gastgewerbes vergleichbar ist (-5.1 Prozentpunkte).
Der Rückgang der Erwerbspersonen variierte jedoch je nach Bereich des Kultursektors
stark: So nahm der Anteil Erwerbstätiger mit einem kulturellen Beruf im Kultursektor um
1.8 Prozentpunkte ab, während der Rückgang bei Personen mit nicht-kulturellen
Berufen im Kultursektor 6.0 Prozentpunkte und bei Personen mit kulturellen Berufen
ausserhalb des Kultursektors gar 7.8 Prozentpunkte betrug. Auch der Anteil
erwerbsloser Kulturschaffender stieg mit 0.6 Prozentpunkten stärker an als jener der
gesamten Erwerbsbevölkerung, welcher um 0.4 Prozentpunkte grösser wurde.
Auch zwischen verschiedenen Gruppen von Kulturschaffenden zeichneten sich
teilweise grosse Unterschiede ab. So waren die Gruppen der Frauen, der Personen mit
einem Teilzeitpensum oder mit einer Betriebszugehörigkeit unter einem Jahr
besonders stark vom Rückgang der Anzahl Kulturschaffenden betroffen. Im ländlichen
Raum war der Rückgang mit 12.4 Prozentpunkten fast dreimal so gross wie in urbanen
Gebieten mit 4.4 Prozentpunkten. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.05.2021
SARAH KUHN

Die dritte Umfrage zum Kulturverhalten der Schweizer Bevölkerung während Corona
wurde im April 2021 mit 1'200 Befragten (550 Deutschschweiz, 450 Westschweiz, 200
Tessin) durchgeführt und im Juli 2021 veröffentlicht. Grundsätzlich hielt die Studie fest,
dass die «Sehnsucht nach kultureller Aktivität in der Bevölkerung zugenommen» habe.
So gaben etwa neu 61 Prozent der Befragten an, Vorstellungen wie Konzerte oder
Theater zu vermissen, während es im September 2020 noch 47 Prozent gewesen waren.
Dabei fehlte den Befragten vor allem, «etwas zu unternehmen» sowie der soziale
Aspekt. 

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 08.07.2021
SARAH KUHN
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Dies widerspiegelte sich auch in einer abnehmenden Angst vor Kulturbesuchen. So
gaben im April 2021 im Durchschnitt 30 Prozent der Befragten an, dass sie
Kulturbesuche «ohne grosse Bedenken» unternehmen würden (September 2020: 18%,
Juni 2020: 24%). Noch 31 Prozent der Befragten wollten auch zukünftig weniger
kulturelle Veranstaltungen besuchen als früher (September 2020: 52%; Juni 2020:
39%). Die Covid-Schutzmassnahmen und Unterstützungsmassnahmen des Bundes
wurden derweil nach wie vor mehrheitlich unterstützt, wobei sie aber ca. 25 Prozent
der Befragten als «übertrieben» einstuften. 
Weiter zeichnete sich gemäss Studie ab, dass längerfristig kein stabiles Interesse an der
Nutzung digitaler Angebote besteht: So konnte nur das Streaming von Filmen oder
Serien durchgehend ein grosses Interesse über alle drei Befragungswellen hinweg
verzeichnen. Drei Viertel der Befragten gaben zudem an, dass digitale Angebote Kultur
in der realen Welt nicht ersetzen könnten. 
Die negativen Auswirkungen der Pandemie auf die Finanzierungsbereitschaft von
Kultur scheinen zudem abzunehmen: So gaben 36 Prozent der Befragten an, im Verlauf
des nächsten Jahres weniger für Kultur ausgeben zu wollen als früher – deutlich
weniger als in den ersten beiden Wellen (September 2020: 55%; Juni 2020: 46%).

Zusätzlich wurde in der dritten Welle eine Befragung zur Situation von Kulturbetrieben
durchgeführt. Befragt wurden 398 Kulturbetriebe, wobei zwischen drei Arten von
Betrieben unterschieden wurde: kulturelle Institutionen mit Eintrittskarten,
Bibliotheken mit mehrheitlich freiem Eintritt und Dienstleistungsunternehmen, wie
etwa Eventtechnik-Firmen. 79 Prozent der Institutionen gaben an, dass sie seit Beginn
der Pandemie Kurzarbeit und oder eine Ausfallentschädigung beantragt hätten, 13
Prozent hatten Personal entlassen müssen oder Arbeitsverträge nicht verlängern
können. Bei Dienstleistungsinstitutionen war letzterer Anteil mit 29 Prozent noch
höher. Zudem verzeichneten die Institutionen mit Abonnements einen
Verkaufsrückgang von durchschnittlich 35 Prozentpunkten. Zudem standen die
verschiedenen Unternehmen vor unterschiedlichen Problemen: Während Theater,
Konzertsäle und Kinos acht Monate geschlossen bleiben mussten – und somit länger als
die meisten anderen Unternehmen mit sechs Monaten –, mussten jene, die
grösstenteils geöffnet geblieben waren, mehrheitlich einen Rückgang der
Besuchszahlen hinnehmen. Nur Bibliotheken verzeichneten zwischenzeitlich gar
höhere Publikumszahlen als früher – die Studie schloss daraus, dass Bibliotheken
während der Pandemie eine Art «kulturelles Refugium» darstellten. 12

Kirchen und religionspolitische Fragen

In der Schweiz ist der Anteil der Protestanten in den letzen Jahren merklich
zurückgegangen. Wie die definitiven Resultate der Volkszählung von 1990 ergaben,
stellen sie heute nur noch 40,0% der Wohnbevölkerung (1980: 44,3%). Der Anteil der
Katholiken blieb mit 46,3% (47,9%) hingegen praktisch stabil. 1980 wiesen noch neun
Kantone eine absolute protestantische Mehrheit auf, nämlich Appenzell Ausserrhoden,
Basel-Land, Bern, Glarus, Neuenburg, Schaffhausen, Thurgau, Waadt und Zürich. Zehn
Jahre später waren es nur noch vier, da in den Kantonen Glarus, Neuenburg, Thurgau,
Waadt und Zürich der Anteil der Protestanten in dieser Periode unter 50% sank. Bern
bleibt bei weitem die stärkste reformierte Bastion (72,2%), gefolgt von Appenzell
Ausserrhoden (57,4%) und Schaffhausen (56,3%). 13 Kantone – die Innerschweiz sowie
die Kantone Appenzell Innerrhoden, Freiburg, Jura, Luzern, St. Gallen, Solothurn, Tessin
und Wallis – sind mehrheitlich, meist mit gegen 80% katholisch. An der Spitze steht Uri
(89,1%), gefolgt von Wallis (88,5%), Obwalden (87,8%) und Appenzell Innerrhoden
(85,6%).

Die Zahl jener, die sich als konfessionslos bezeichnen, hat sich innert zehn Jahren von
3,8 auf 7,4% fast verdoppelt. In Basel-Stadt erklärte sich mehr als ein Drittel der
Bevölkerung (34,5%) als konfessionslos; im Kanton Genf rangierten die
Konfessionslosen mit einem Anteil von 19,0% noch vor den Protestanten an zweiter
Stelle. Nur knapp über 1% Konfessionslose wurden in den Kantonen Uri, Obwalden und
Appenzell Innerrhoden registriert. 

Als Folge der Einwanderung verdreifachte sich die Zahl der Angehörigen des Islams auf
insgesamt 2,2% der Wohnbevölkerung. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.08.1993
MARIANNE BENTELI
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Das Bundeamt für Statistik publizierte Untersuchungsergebnisse, die - auf der Basis
der Volkszählungsdaten von 1990 - den Befund bestätigten und präzisierten, dass die
religiöse Vielfalt in der Schweiz zunimmt. Die Landeskirchen umfassen zwar immer
noch 86% der Bevölkerung, doch hat die Einwanderung den Anteil anderer
Konfessionen und Religionen erhöht. Unter den Einwohnerinnen und Einwohnern
waren 1990 die Protestanten immer noch etwas zahlreicher als die Katholiken, ebenso
in der Bevölkerung der über 40-jährigen. Angehörige von Ostkirchen machten 1990 1%
der Wohnbevölkerung aus, Muslime 2,2%. Deren Zahl dürfte seither in Zusammenhang
mit der Anwesenheit von Bosniern und Kosovo-Albanern noch deutlich gewachsen
sein. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.08.1997
MARIANNE BENTELI

Gemäss der Vox-Analyse waren für das deutliche Resultat in erster Linie römisch-
katholische und CVP-nahe Bevölkerungsteile ausschlaggebend, während die
Protestanten nur knapp zustimmten. Die Befürworter machten für ihren Entscheid
weniger das Grundrecht der Religionsfreiheit als vielmehr die gesellschaftliche
Entwicklung geltend, die konfessionelle Ausnahmeartikel nicht mehr rechtfertige.
Demgegenüber befürchteten die Gegner vor allem eine Stärkung der Macht der
katholischen Kirche, insbesondere des Vatikans. 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2001
MARIANNE BENTELI

Die provisorischen Zahlen der Volkszählung 2000 bestätigten, dass die Schweiz
zunehmend zu einer multikulturellen und multikonfessionellen Gesellschaft wird. Mit
41.8 Prozent (1990: 46.3%) resp. 33.0 Prozent (40.0%) dominieren die katholische und
die protestantische Konfession zwar nach wie vor, zunehmend ist aber der Anteil der
Religionslosen (11.1%; 1990: 7.4%), der Muslime (4.3%; 1990: 2.2%) und der Angehörigen
der christlich-orthodoxen Kirche (1.8%). 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.01.2002
MARIANNE BENTELI

Nur in wenigen Ländern Europas wird bei Volkszählungen die Frage nach der
Religionszugehörigkeit gestellt. Das Bundesamt für Statistik hält aber weiter daran fest,
weil sie ein wichtiger Indikator für Einstellungen, Werte und das Verständnis des
sozialen Wandels sei. Die definitiven Zahlen der Volkszählung 2000 zeichneten denn
auch das Bild einer rasch sich verändernden Gesellschaft. Zwischen 1990 und 2000
verloren die beiden grossen Landeskirchen 363'000 Mitglieder. Noch knapp 42 Prozent
der Schweizer Wohnbevölkerung bezeichneten sich als römisch-katholisch (1990:
46.2%), 33 Prozent (38.5%) als evangelisch-reformiert. Die Freikirchen und übrigen
protestantischen Gemeinschaften blieben mit einem Anteil von 2.2 Prozent stabil,
ebenso die Angehörigen der jüdischen Glaubensgemeinschaft und der Christkatholiken
(je 0.2%). 11 Prozent gaben an, zu keiner Konfession zu gehören. 1990 waren es erst 7.4
Prozent und 1970 lediglich 1.1 Prozent gewesen. Der Anteil der Konfessionslosen ist
besonders hoch bei den 30- bis 50-Jährigen, und er ist bei Männern höher als bei
Frauen. In städtischen Gebieten gibt es doppelt so viele Konfessionslose wie auf dem
Land, und in der Westschweiz ist deren Anteil wesentlich höher als in der
Deutschschweiz und im Tessin (GE: 23%; NE: 22%). Gemäss BFS zieht sich ein Bogen
der starken Säkularisierung von Genf hinauf über die Waadt, Neuenburg, die Region
Solothurn-Basel, den Aargau, die Stadt Zürich nach Schaffhausen.

Seit der Volkszählung von 1990 hat sich in Folge der Zuwanderung vor allem aus den
Gebieten des ehemaligen Jugoslawiens der Anteil neuer Religionsgruppen auf 7
Prozent verdoppelt. Besonders zugelegt hat der Anteil von Angehörigen islamischer
Glaubengemeinschaften (rund 4.3%). Ebenfalls steigend, wenn auch auf niedrigerem
Niveau, ist der Anteil von Mitgliedern christlich-orthodoxer Kirchen (1.8%), von Hindus
(0.4%), Buddhisten (0.3%) und Anhängern synkretistischer Glaubengemeinschaften. Die
neuen Religionsgruppen konzentrieren sich in der Nordwestschweiz, im Grossraum
Zürich und in der Ostschweiz. Im Kanton St. Gallen beträgt ihr Anteil 9.8 Prozent, im
Thurgau 8.5 Prozent. Aufgrund dieser Entwicklung sowie der geographischen Mobilität
und der Zunahme von Mischehen hätten sich die religiösen Grenzen in der Schweiz
aufgelöst, stellte das BFS fest. In einem breiten, mehrheitlich städtischen Gürtel, der
vom Genfersee entlang der Jurakette bis zum Bodensee und ins St. Galler Rheintal
reicht, gebe es keine deutlich dominierenden Kirchen mehr. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.01.2003
MARIANNE BENTELI
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Gemäss einer repräsentativen Umfrage, die nach 1989 zum zweiten Mal den religiösen
Bewusstseinsstand in der Schweiz untersuchte, steht Religion in der spätmodernen
Gesellschaft in einem Spannungsfeld, das durch zwei Pole charakterisiert ist: zum
einen durch die von den herkömmlichen Agenturen und neuen religiösen Institutionen
und Netzwerken vertretene «institutionelle Religion», zum andern durch die
«universale Religion». Deren «Angehörige» gehörten keinem bestimmten Bekenntnis
an. Sie glaubten zum Beispiel an die Existenz einer höheren Macht, ordneten den Tod in
den Kreislauf von Werden und Vergehen ein, beteten in verschiedensten Lebenslagen
und verfügten über beträchtliche ethische Ressourcen (Bekenntnis zu
Menschenrechten). Diese Überzeugungen trügen wesentlich zu ihrem emotionalen
Gleichgewicht und zu ihrer weltanschaulichen Orientierung bei, würden jedoch als
Privatsache betrachtet. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.01.2005
MAGDALENA BERNATH

Gemäss einer Studie der Eidg. Ausländerkommission versteht sich die Mehrheit der
Muslime in der Schweiz (fast 90% stammen aus dem Balkan und der Türkei) als
Mitglieder der schweizerischen Gesellschaft. Sie teilten die westliche Sicht von Religion
als Privatsache und verhielten sich möglichst unauffällig. Unterschiede in der
Wertordnung ergäben sich am ehesten beim Verständnis der Geschlechterrollen, wobei
bei ihnen weiterhin die traditionelle Rollenteilung dominiert. Praktiken wie die
Mädchenbeschneidung, Kinderheirat und körperliche Züchtigung von Frauen lehnten
sie durchwegs ab, einzig bei der Kopftuchfrage gingen die Meinungen auseinander. In
Zürich gründeten in der Schweiz aufgewachsene Muslime das Institut für interkulturelle
Zusammenarbeit und Dialog. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.10.2005
MAGDALENA BERNATH

Eine Nationalfondsstudie zur Imam-Ausbildung brachte zu Tage, dass sich eine grosse
Mehrheit der befragten Muslime wünschte, dass Imame an Schweizer Hochschulen
ausgebildet werden, die lokale Sprache beherrschen und die hiesige Gesellschafts- und
Rechtsordnung kennen. 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.07.2009
MARLÈNE GERBER

Die Vox-Analyse der Abstimmung zeigte, dass das Stimmverhalten stark vom Links-
Rechts-Gegensatz gekennzeichnet war. Die politische Mitte, welche der Initiative nur in
jedem dritten Fall ablehnend gegenüberstand, trug somit wesentlich zum Ausgang der
Abstimmung bei. Im Gegensatz zu den nach den Abstimmungen geäusserten
Vermutungen, dass viele linke Frauen die Initiative unterstützt hätten, zeigte die Vox-
Analyse ein anderes Bild: Frauen aus dem linken Lager stimmten mit 16% der Initiative
sogar noch weniger häufig zu als linke Männer (21%). Im rechten Lager stiess die
Initiative jedoch bei den Frauen auf stärkere Zustimmung. Als stärkste soziostrukturelle
Erklärungsgrösse zum Abstimmungsverhalten identifizierten die Autoren der Vox-
Analyse die Bildung. Während drei Viertel aller Personen mit Lehrabschluss ein Ja in die
Urne legten, waren es bei den Fachhochschul- und Universitätsabgängern noch deren
34%. Ferner stimmten Personen, die der Einwanderung von Ausländern negativ
gegenüberstehen und solche, welche für eine traditionsbewusste Schweiz einstehen,
der Initiative überaus deutlich zu. Interessant war jedoch, dass auch Personen, welche
eine Chancengleichheit von Schweizern und Ausländern befürworten und solche, die
ein modernes Bild der Schweiz vertreten, in knapp 40% der Fälle die Initiative
unterstützten. Auch die Stimmenden, welche von einer sehr guten Verträglichkeit der
schweizerischen und der islamischen Lebensweise ausgehen, stimmten der Initiative
mit 49% Ja-Anteil zu. Das Abstimmungsergebnis ist somit nicht allein als Ausdruck der
Fremdenfeindlichkeit zu verstehen. Die Hauptargumente der Pro-Seite, dass das
Minarett ein reines Machtsymbol darstelle, ein Zeichen gegen die Islamisierung des
Westens gesetzt werden müsse und die Ausübung der christlichen Religion in
islamischen Staaten ebenfalls eingeschränkt wird, führten laut den Autoren der Studie
zum Abstimmungserfolg: Über 80% der Ja-Stimmenden unterstützten diese Aussagen
jeweils. Dem Hauptargument der Gegner, dass das Minarettverbot gegen die
Menschenrechte verstosse, stimmten jedoch nur 62% der Nein-Stimmenden zu. Das
Argument, dass der Islam die Frau unterdrücke, schien ebenfalls nicht massgebend zum
Abstimmungserfolg beigetragen zu haben, obwohl dem 87% der Befürworter
zustimmten. Auch über drei Viertel der Gegner stützten diese Aussage, waren aber
offensichtlich nicht der Ansicht, dass ein Minarettverbot zur Lösung dieses Problems
beitragen könne. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2009
MARLÈNE GERBER
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Eine weitere Nationalfondsstudie befasste sich mit der Darstellung der Religionen in
den Medien. In ihrem Schlussbericht führten die Autoren aus, dass bei
Medienberichterstattungen über nicht-christliche Religionen hauptsächlich Personen
und Ereignisse im Ausland im Zentrum stehen würden, welche meist negativ konnotiert
seien, wogegen die unproblematische Präsenz solcher Religionen in der Schweiz kaum
Gegenstand der Berichterstattung sei. Der Bericht empfahl einerseits den
Religionsgemeinschaften, Strukturen und Strategien für die Öffentlichkeitsarbeit zu
entwickeln, und riet andererseits den Medien, die Berichterstatter durch qualifizierte
Grundausbildung für die Thematik zu sensibilisieren. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2009
MARLÈNE GERBER

Das Bundesamt für Statistik veröffentlichte im Juni des Berichtjahres die Daten der
jährlichen Strukturerhebung. Gemäss dieser war die römisch-katholische Kirche zwar
immer noch die grösste Konfessionsgruppe der Schweiz, allerdings hat sie seit dem
Jahr 1990 um 6.4 Prozentpunkte abgenommen. Auch die evangelisch-reformierte
Kirche hat an Bindekraft verloren und beide Landeskirchen haben mit einer
Überalterung der Anhängerschaft zu kämpfen. Parallel dazu hat sich die Anzahl der
Konfessionslosen beinahe verdoppelt. 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.06.2012
MÄDER PETRA

Im Rahmen des Nationalen Forschungsprogramms 58 „Religionsgemeinschaften, Staat
und Gesellschaft“ entstanden in den letzten fünf Jahren insgesamt 28 Studien, welche
im Juli des Berichtjahres in Form einer Synthese vorgestellt wurden. Die zentrale
Erkenntnis aus dem NFP 58 war, dass sich in der Schweiz zusehends ein religiöser
Graben zwischen der Politik und der säkularisierten Bevölkerung öffnet. Die Religion sei
einerseits in den öffentlichen Debatten stark präsent, im privaten Leben der meisten
Menschen werde sie aber immer unwichtiger. Indes verbinden die öffentlichen
Debatten die Religion meist mit kontroversen anderen Themen wie etwa mit politischen
Konflikten oder Migrationsproblemen. Ausserdem ergab eine Umfrage unter lokalen
Verantwortlichen aller religiösen Gemeinschaften in der Schweiz, dass Frauen in
muslimischen Gemeinden oft mehr Einfluss haben als Katholikinnen, Frauen in
Freikirchen oder orthodoxen Jüdinnen. Dies rühre daher, dass Frauen beispielsweise
bei Aleviten und Sufis mehr Möglichkeiten hätten, in spirituelle Führungspositionen
aufzusteigen als dies bei Neuapostolen oder konservativen Freikirchen der Fall sei. Sehr
offen gegenüber Frauen waren gemäss den Umfrage-Ergebnissen Reformierte,
Christkatholiken, liberale Juden, Buddhisten und Hindus. 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.07.2012
MÄDER PETRA

Eine Studie des Zentrums für Religionsforschung der Universität Luzern erforschte
während zwei Jahren die muslimischen Jugendgruppen in der Schweiz. Die Studie kam
zum Schluss, dass die religiöse Orientierung der Jugendlichen nicht desintegrativ wirke,
sondern im Gegenteil den Austausch mit der Gesellschaft fördere. Vermehrt würden
die von den Jugendlichen selbst organisierten Gruppen ethnische, nationale und
sprachliche Grenzen überschreiten. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.11.2012
MÄDER PETRA

Die vom Schweizerischen Pastoralsoziologischen Institut (SPI) herausgegebene
Kirchenstatistik 2013 ortete eine Stagnation der absoluten Anzahl Katholiken bei 3 Mio.
Anhängern, was die Autoren in erster Linie auf die Einwanderung zurückführten.
Hiervon habe die römisch-katholische Kirche deutlich mehr profitiert als die
evangelisch-reformierte. In relativen Zahlen schrumpfte der Anteil Katholiken in den
letzten vier Jahrzehnten von 49% auf 38%, derjenige der Reformierten denn auch von
46% auf 28%. Gut ein Fünftel der in der Schweiz lebenden Bevölkerung gehörte im 2011
keiner Konfession mehr an. Gemäss Studie lassen sich noch ein Drittel aller römisch-
katholischen sowie beinahe die Hälfte der evangelisch-reformierten Eheleute kirchlich
vermählen. 26

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.11.2013
MARLÈNE GERBER

Zur Vorbereitung einer im Herbst 2014 stattfindenden, durch den Papst berufenen
ausserordentlichen Bischofssynode zum Thema "die pastoralen Herausforderungen der
Familie im Kontext der Evangelisierung", legte die Schweizer Bischofskonferenz (SBK)
Ende 2013 den Anhängern der katholischen Kirche in der Schweiz auf päpstliches
Anraten eine Umfrage zu Partnerschafts-, Ehe- und Familienpastoral vor. Über 23'600
Personen nahmen an der Umfrage teil, wobei das Schweizerische Pastoralsoziologische
Institut (SPI), welches die Umfrage auswertete, Anzeichen sah, dass die

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.01.2014
MARLÈNE GERBER
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Stellungnehmenden überdurchschnittlich kirchentreu waren. Ferner stammten nur 9%
der Antworten aus der frankophonen Schweiz. 80% der Teilnehmenden erachteten eine
kirchliche Hochzeit für wichtig bis sehr wichtig; etwas über drei Viertel befürworteten
jedoch ein probeweises Zusammenleben vor der Ehe. Der kirchlichen Lehre über die
Familie stimmten etwas mehr als die Hälfte der Umfrageteilnehmer mehrheitlich bis
ganz zu. Starke Differenzen zur katholischen Lehre zeigten sich darin, dass mehr als drei
Viertel der teilnehmenden Personen angaben, künstliche Methoden der
Schwangerschaftsverhütung natürlichen Verhütungsmethoden vorzuziehen. Ebenfalls
vertraten 90% die von der kirchlichen Linie abweichende Haltung, dass geschiedene
Wiederverheiratete von der Kirche anerkannt und gesegnet werden sollten. Im
Unterschied zur Frage der Wiederverheirateten fand sich bei der Frage betreffend
Empfangen der Sakramente durch gleichgeschlechtliche Paare kein Konsens; vielmehr
zeigte sich hier eine Polarisierung: Während 40% der Stellungnehmenden die kirchliche
Anerkennung und Segnung für diese Personengruppe klar befürworteten, standen ihr
ein Viertel der Befragten ebenso klar entgegen.
Die Ergebnisse der ausserordentlichen Bischofssynode in Rom waren hingegen weniger
progressiv: Zwar wurde über die Zulassung wiederverheirateter Geschiedener zur
Kommunion diskutiert und das Anliegen mit absoluter Mehrheit befürwortet, das
erforderliche qualifizierte Mehr konnte jedoch nicht erzielt werden. Ebenso erging es
der Forderung, "ungerechte Diskriminierungen" von Menschen mit homosexueller
Veranlagung seien zu verbieten. Auch das Verbot der künstlichen Empfängnisverhütung
wurde nicht angetastet. 27

Ein im Rahmen des Forschungsprogramms "Religionsgemeinschaften, Staat und
Gesellschaft" (NFP58) erarbeiteter Sammelband zeichnet ein vielfältiges Bild der in der
Schweiz lebenden jüdischen Bevölkerung, die bei der Volkszählung im Jahr 2000 aus
knapp 18'000 Personen bestand. Ein Teil der Beiträge thematisiert unter anderem die
veränderte Rolle der Frau im Judentum sowie der Umgang mit Ehen zwischen jüdischen
und nichtjüdischen Partnern. Letzteres ist insofern von Bedeutung, da die Kinder im
Judentum traditionellerweise die Religion ihrer Mutter erhalten. Da Mischehen
mittlerweile überwiegen, gefährdet eine rigide Befolgung dieses Prinzips den
Fortbestand der Gemeinschaft. Während die liberaleren Gemeinden für pragmatische
Lösungen offen stehen, dulden streng orthodoxe Gemeinden Mischehen nicht. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.05.2014
MARLÈNE GERBER

Gleich mehrere bedeutende Studien zur Religiosität der Schweizer Bevölkerung
wurden 2014 publiziert. Eine breit angelegte Studie legte dar, dass sich 90% der um die
7'000 befragten Konfirmandinnen und Konfirmanden als wenig bis gar nicht religiös
bezeichnen. Trotzdem kann sich immerhin ein Fünftel der Umfrageteilnehmer
vorstellen, in Zukunft Freiwilligenarbeit für die Kirche zu betreiben. Weiter legte eine
im Rahmen eines Nationalen Forschungsprogramms durchgeführte Untersuchung dar,
dass gerade einmal 18% der Schweizer Bevölkerung ihren Glauben regelmässig
praktizieren. Auch innerhalb dieser Gruppe gibt es Veränderungen: Während der Anteil
gläubiger Anhänger von Landeskirchen abnimmt, verzeichnen Freikirchen in dieser
Gruppe Zulauf. Während weitere 13% der 1229 Befragten angaben, einen alternativen
Glauben zu praktizieren (z.B. Esotherik, New Age, Anthroposophie), bezeichneten 12%
der Umfrageteilnehmer - die sog. Säkularen - Gott als reine Illusion. Mit 57% machen
die "Distanzierten" die grösste Gruppe aus. Diese gehören in der Regel zwar einer
Glaubensgemeinschaft an, praktizieren ihren Glauben jedoch nicht aktiv. Ferner sind
insgesamt 85% der Befragten ganz oder zumindest teilweise der Ansicht, dass
Religionen eher Konflikte schüren als Frieden schaffen würden. Eine weitere im
Berichtsjahr erschienene Nationalfondsstudie ergründete mit 100 Tiefeninterviews den
Erfolg evangelischer Freikirchen. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.09.2014
MARLÈNE GERBER

Im Sommer 2019 verlagerte eine am Institut für Religionsrecht der Universität Freiburg
verfasste Studie den religionspolitischen Fokus vom nationalen auf die kantonalen
Parlamente. Max Ammann und Prof. René Pahud de Mortanges untersuchten für den
Zeitraum von 2010 bis 2018 eingereichte Vorstösse zu religionspolitischen Themen in 15
repräsentativ ausgewählten Kantonen. 
Insgesamt konnten die Autoren 140 parlamentarische Vorstösse ausfindig machen
(Höchstwert: 20 im Kt. Bern; Tiefstwert: 0 im Kt. Graubünden), die insgesamt 16
verschiedenen Parteien zugeordnet werden konnten. Über zwei Drittel der
eingereichten Vorstösse kamen von den vier Bundesratsparteien SVP, SP, FDP und CVP,
wobei die SVP mit 48 Vorstössen – also rund einem Drittel aller Vorstösse – mit Abstand

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.07.2019
MELIKE GÖKCE
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die aktivste Partei war und selbst die beiden zweitklassierten Parteien SP und CVP (je 20
Vorstösse) zusammengenommen noch übertraf. Hinsichtlich der
Religionsgemeinschaften fokussierten die Vorstösse in erster Linie den Islam (ca. 60%)
und das Christentum (ca. 30%), während das Judentum den Autoren zufolge in der
kantonalen Politik praktisch inexistent sei. Mit 33 von insgesamt 81 islamspezifischen
Vorstössen (CVP 9; FDP und SP je 6) und zehn von insgesamt 42 Einreichungen zum
Christentum (SP 7; FDP 5; CVP 3) dominierte die SVP die Religionsdebatte nachweislich,
wobei sie in der Islamdebatte einen deutlich grössen Unterschied zu den anderen
Parteien aufwies, was gemäss den Studienverantwortlichen durchaus ihrem
Parteiprogramm entspreche.
Innerhalb der Vorstösse, die das Christentum betrafen, benannten die Forscher die
Kirchenfinanzierung und die Kirchensteuern, die religiöse Neutralität, kirchliche
Feiertage und den Religionsunterricht als Kernthemen. Lediglich in einzelnen Kantonen
zur Diskussion standen hingegen Themen wie Kirchenglocken, Freikirchen oder die
Aberkennung des öffentlich-rechtlichen Status der römisch-katholischen Kirche.
Letzteres Anliegen sei gemäss den Autoren der einzige Vorstoss gewesen, der offen die
Privilegien einer christlichen Kirche angreife. Zusammenfassend zeige die Analyse auf,
dass den christlichen Kirchen zunehmend ein «säkularer Wind» seitens der Politik
entgegenwehe und ihre rechtliche und gesellschaftliche Stellung mit den eingereichten
Vorstössen meistens unter Druck gesetzt werde.
Dennoch stelle der Islam in der politischen Arena noch immer die umstrittenste
Religionsgemeinschaft dar, obwohl die Musliminnen und Muslime lediglich fünf Prozent
der Schweizer Wohnbevölkerung ausmachten und zudem eine sehr disperse
Gemeinschaft seien. Die mit dem Islam verknüpften Schlüsselthemen fokussierten
Vermummungsverbote und Kleidervorschriften, die öffentliche Anerkennung,
islamische Institutionen im Allgemeinen, die Wertedebatte – insbesondere hinsichtlich
der Scharia – sowie die Radikalisierungs- und Terrorgefahr. Ammann und Pahud de
Mortanges kamen zum Schluss, dass ein Grossteil der eingereichten Vorstösse sehr
islamkritisch gewesen sei und dass die Legislativmitglieder offensichtlich grosse
Vorbehalte gegenüber der – in der Schweiz – vergleichsweise neuen Religion und ihrer
Anhängerschaft hätten. Die Debatte finde hierbei auf den zwei Ebenen der
institutionellen und der gesellschaftlich-kulturellen Einbindung statt.
Hinsichtlich der möglichen Auswirkungen religionspolitischer Vorstösse auf das
Religionsverfassungsrecht werden gemäss der Autorenschaft zwei politische Agenden
ersichtlich: Zum einen übe ein offensiver politischer Ansatz Druck auf die anerkannten
Kirchen aus und tendiere somit zu einem Abbau ihrer institutionellen Privilegien, was
sich früher oder später auf ihren rechtlichen Status auswirken könne. Zum anderen
bestehe gerade gegenüber neueren, nicht-christlichen Religionsgemeinschaften und
besonders dem Islam ein tendenziell defensiverer und auf Erhalt bedachter politischer
Ansatz, obwohl die Politik aufgrund verfassungsrechtlicher Vorgaben möglichst zu einer
Gleichbehandlung aller Religionsgemeinschaften angehalten wäre. Allerdings sei der
Wille hierzu und die damit einhergehende Einräumung ähnlicher Privilegien und
Rechte, wie sie den christlichen Volkskirchen zugesprochen werden, gegenwärtig nur
wenig ersichtlich. 30

In seinem jährlichen Antisemitismusbericht sammelt und analysiert der Schweizerische
Israelitische Gemeindebund (SIG) in Zusammenarbeit mit der Stiftung gegen Rassismus
und Antisemitismus (GRA) seit 2008 antisemitische Vorfälle aus der deutschsprachigen,
rätoromanischen und italienischsprachigen Schweiz. Die Vorfälle sammelt der SIG zum
einen über eine interne Meldestelle, andererseits werden auch Fälle aufgenommen,
über welche die Medien berichten, sowie vom SIG im Internet selbst recherchierte
Fälle. Als Grundlage nutzt der SIG dabei die Antisemitismusdefinition der International
Holocaust Remembrance Alliance (IHRA). Für die Westschweiz erstellt die CICAD einen
eigenen Antisemitismusbericht, der jedoch methodisch vom Bericht des SIG abweicht.

Im Jahr 2021 verzeichnete der Antisemitismusbericht einen deutlichen Anstieg an
antisemitischen Vorfällen. So kam es insgesamt zu 859 gemeldeten oder beobachteten
Fällen von Antisemitismus – dies beinhaltete Übergriffe in der realen, aber auch der
digitalen Welt, wobei letztere mit 806 Fällen deutlich die Mehrheit bildeten. In der
Mehrheit der Fälle – nämlich in 95.5 Prozent der Fälle – handelte es sich um
antisemitische Aussagen, die restlichen 4.5 Prozent der Fälle setzten sich aus
Beschimpfungen (2.0%), Karikaturen (1.2%), Schmierereien (0.8%), Auftritten (0.3%) und
Sachbeschädigungen (0.1%) zusammen. In der Westschweiz kam es gar zu zwei
körperlichen Angriffen auf jüdische Menschen, wie der CICAD-Bericht zeigte. Dabei
kam es im Jahr 2021 aufgrund von Strafanzeigen durch den SIG und der GRA zu
insgesamt sechs Verurteilungen gegen rechtsextreme und antisemitische Personen.
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Inhaltlich standen antisemitische Verschwörungstheorien (48.4%) und Fälle des
allgemeinen Antisemitismus, also die Verbreitung von antisemitischen Stereotypen
(38.5%) im Zentrum. Dazu kam noch Israel-bezogener Antisemitismus (8.6%) und
Leugnung oder Banalisierung des Holocaust (4.5%). 

Gemäss Bericht können jeweils sogenannte «Trigger» ausgemacht werden, die zu einer
Häufung von antisemitischen Vorfällen führen. Für das Jahr 2021 hätten etwa
Diskussionen um ein Schweizer Denkmal für die Opfer des Nationalsozialismus oder die
Eskalation des Israel-Palästina-Konflikts solche Trigger dargestellt und insbesondere zu
einem deutlichen Anstieg des Israel-bezogenen Antisemitismus in der Schweiz geführt.
Doch der mit Abstand grösste Trigger sei wie bereits im Vorjahr die Covid-19-Pandemie
gewesen, die über das ganze Jahr hinweg zu Verschwörungstheorien geführt habe.
Jedoch seien die antisemitischen Verschwörungstheorien bei den Schweizer
Gegnerinnen und -gegnern der Corona-Massnahmen nach wie vor nicht
mehrheitsfähig. Zugenommen hätten zudem die Vergleiche der Massnahmen gegen
Covid-19, insbesondere des Covid-Zertifikats, mit dem Holocaust. Obwohl der SIG
diesen Vergleich als «absolut abstossend» erachte, fliessen diese Fälle jedoch nicht als
Antisemitismusfälle in die Statistiken ein, da sie gemäss der verwendeten IHRA-
Antisemitismusdefinition nicht automatisch antisemitisch seien – auch wenn sie wegen
einer Verharmlosung des Holocaust und dessen Folgen gefährlich seien.

Der Bericht schloss mit diversen Empfehlungen und identifizierte fünf Handlungsfelder,
um einer weiteren Zunahme von Antisemitismus entgegenzuwirken. So solle der Bund
etwa für eine bessere Datenlage sorgen oder soziale Medien sollten vermehrt in die
Verantwortung gezogen werden, damit antisemitische Aussagen auf ihren Plattformen
durch gute Moderation besser erkannt und gelöscht werden könnten. Der SIG führte
gemäss Bericht auch eigene Präventionsmassnahmen durch, etwa Schulbegegnungen
und Aufklärung rund um das Judentum. Zudem startete 2021 ein Pilotprojekt mit der
Schweizer Armee, um für Diversität und Inklusion zu sensibilisieren.

Auch in den Medien wurde der Antisemitismus thematisiert. So berichteten die Medien
etwa, dass der SIG Strafanzeige gegen die PNOS eingereicht hatte. Diese hatte in ihrem
Parteimagazin Teile der «Protokolle der Weisen von Zion», einer der gemäss SIG am
weitesten verbreiteten antisemitischen Hetzschriften weltweit, veröffentlicht.
Nachdem im März 2021 antisemitische Aussagen und Symbole an der Synagoge in Biel
angebracht worden waren, forderten der SIG sowie Mitglieder des Berner Kantonsrats
gemäss Medien, dass der Kanton Bern seine Bemühungen zum Schutz der jüdischen
Gemeinschaft erhöhe. In den vergangenen zwei Jahren habe sich gezeigt, dass die CHF
500'000, welche der Bund für Sicherheitsmassnahmen für bedrohte Minderheiten
gesprochen hatte, nicht ausreichten. Das Budget sei in den letzten beiden Jahren
jeweils ausgeschöpft worden, wobei nicht alle Anträge hätten genehmigt werden
können – für 2022 seien insgesamt Anfragen in der Höhe von CHF 1 Mio. eingegangen. 31

Urheberrecht

Ende Jahr publizierte das BAK eine im Vorjahr von Bundesrätin Sommaruga (sp) in
Erfüllung diverser parlamentarischer Vorstösse in Auftrag gegebene Studie einer
Arbeitsgruppe zur Ausgestaltung des Urheberrechts im digitalen Zeitalter. Die im
Bericht präsentierten Vorschläge der Arbeitsgruppe (Agur12) zielen auf eine geringe
Modernisierung der bestehenden Rechtslage, die eher auf Informations- und
Anreizstrukturen denn auf Reglementierungen setzt. Nutzer von illegalen
Filmplattformen würden nach der Arbeitsgruppe auch in Zukunft nicht strafrechtlich
verfolgt. Die Studie schlägt hingegen vor, den Behörden die Kompetenz zu erteilen, den
Internetzugang zu illegalen Quellen sperren zu lassen. 32
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Heimatschutz und Denkmalpflege

Eine vom BAK, der Eidg. Kommission für Denkmalpflege und der Nationalen
Informationsstelle für Kulturgütererhaltung (Nike) in Auftrag gegebene Studie stellte den
Handlungsbedarf auf dem Gebiet der Denkmalpflege und der Kulturgütererhaltung dar
und lieferte wichtiges Grundlagenmaterial, insbesondere zum Spannungsverhältnis
zwischen privatem Besitz und öffentlichem Interesse. Die Autoren schlugen unter
anderem vor, inskünftig vermehrt mit steuerlichen Anreizen zu arbeiten, die dank ihrer
sofortigen und kalkulierbaren Wirkung in stärkerem Mass Investitionen zur Erhaltung
von Baudekmälern auszulösen vermöchten als Subventionen. Die Studie stellte zudem
fest, die Tourismusbranche profitiere in beträchtlichem Ausmass von der historischen
Bausubstanz, leiste aber selber keinen Beitrag an deren Unterhalt. Bei der Beschaffung
der finanziellen Mittel müssten deshalb in Zukunft vermehrt auch die Hotellerie und die
vom Tages-Tourismus profitierenden Betriebe nach dem Nutzniesser-Prinzip zur Kasse
gebeten werden. 33

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.03.1994
MARIANNE BENTELI

Archive, Bibliotheken, Museen

Zwischen 1950 und 1991 ist die Zahl der öffentlichen oder privaten Museen der Schweiz
von 254 auf 704 gestiegen; somit wurde im statistischen Mittel jeden Monat ein neues
Museum eröffnet. Mit einem Museum pro 9000 Einwohner weist die Schweiz weltweit
eine der grössten Museumsdichten auf. 40% dieser Institutionen sind zumeist ehren-
oder nebenamtlich betreute Heimat- Orts-, Lokal- und Regionalmuseen. 34
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Das Schweizerische Bundesarchiv in Bern veröffentlichte zum erstenmal seit seiner
Gründung im Jahre 1848 eine systematische Übersicht über seine Bestände. Es möchte
damit die fundierte Aufarbeitung der geschichtlichen Grundlagen des Bundesstaates
fördern und einen Beitrag zur 700-Jahr-Feier der Eidgenossenschaft leisten. 35
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Im April 2017 veröffentlichten das BFS und das BAK die erste Museumsstatistik für das
Jahr 2015. Diese Statistik beruhte auf der im Rahmen der Kulturbotschaften 2012-2015
sowie 2016-2020 gestellten Forderung, die Datenlage im Kulturbereich zu verbessern.
Gemäss Medienmitteilung der beiden Bundesämter seien solche Statistiken zentral, um
den Mehrwert von Kultur aufzeigen zu können und eine faktenbasierte Kulturpolitik zu
ermöglichen.

Gemäss Bericht existierten 2015 schweizweit 1'111 Museen, womit gut ein Viertel aller
Schweizer Gemeinden über ein eigenes Museum verfügte. Davon befänden sich zwar
71.4 Prozent in der Deutschschweiz und 50.6 Prozent in Städten, dennoch wiesen die
italienischsprachige Schweiz mit 25.1 Museen pro 100'000 Einwohnerin und Einwohner
sowie die ländlichen Gemeinden mit 24.8 Museen pro 100'000 Einwohnerin und
Einwohner die höchste Museumsdichte der Schweiz auf. Insgesamt verzeichneten die
Schweizer Museen 2015 12.1 Mio. Eintritte, gut die Hälfte davon betraf jedoch 4.4
Prozent aller Museen, welche Eintrittszahlen von über 50'000 Besuchenden aufwiesen.
Die Mehrheit der Museen zog im Jahr 2015 weniger als 5'000 Besuchende an. Die
Museen betätigten sich auch in der Kulturvermittlung, ergänzte der Bericht, wobei 97
Prozent aller Museen 2015 mindestens eine Führung anboten, insgesamt 102'500
Führungen und mehr als 27'000 Veranstaltungen wie etwa Vorträge.
Die meisten Museen wurden privatrechtlich geführt (71%), gleichzeitig finanzierten sich
die Schweizer Museen zu etwa gleichen Teilen hauptsächlich aus der öffentlichen –
insbesondere durch die Gemeinden – als auch aus privater Hand. 
Im zweiten Teil ging der Bericht auf das Kulturnutzungsverhalten der Schweizerinnen
und Schweizer ein, wobei Zahlen aus einer erstmaligen Erhebung zum Thema «Sprache,
Religion, Kultur» von 2014 herangezogen wurden. Demnach stellten Museen,
Ausstellungen und Galerien 2014 die beliebteste kulturelle Freizeitaktivität dar – etwa
vor Konzerten oder Kino. Dennoch besuchte gut ein Viertel der Schweizer Bevölkerung
2014 keine Museen, Ausstellungen oder Galerien. 36
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Die Museumsstatistik für das Jahr 2020, welche im November 2021 vom BFS
veröffentlicht worden war, zeigte insbesondere die Auswirkungen der Covid-19-
Pandemie auf die Schweizer Museumslandschaft auf. So wurden im ersten
Pandemiejahr schweizweit nur noch 1'053 Museen registriert (2019: 1128), was jedoch
gemäss Medienmitteilung grösstenteils auf vorübergehende Schliessungen im Zuge der
Corona-Massnahmen zurückzuführen sei. Zudem sanken die Eintrittszahlen um 43
Prozent gegenüber dem Vorjahr, statt 60 Museen wie 2019 konnten ferner etwa nur
noch 32 Museen mehr als 50'000 Eintritte pro Jahr verzeichnen. Auch die Anzahl
Veranstaltungen und Führungen nahm stark ab: 2020 fanden etwa 14'000
entsprechende Events statt, während es 2019 noch 37'000 waren; 2020 bot nur noch
gut zwei Drittel aller Museen solche Events an (2019: 88%). Zwar reduzierte sich die
Anzahl Führungen ebenfalls gut um die Hälfte, jedoch konnten nach wie vor 91 Prozent
aller Museen 2020 mindestens eine Führung anbieten.
Als Reaktion auf die Covid-19-Massnahmen setzten die Museen verstärkt auf digitale
Angebote. Dabei lag der Fokus etwa auf dem Ausbau der Webseiten oder der Social
Media-Auftritte. Zudem wurden auch Inhalte digital angeboten: 26 Prozent der Museen
veröffentlichten beispielsweise Videos und 22 Prozent der Museen gewährten einen
Einblick in das Funktionieren eines Museums «hinter den Kulissen». 37
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Buchmarkt

Ein Ende Februar von Media Control und dem Schweizer Buchhändler- und
Verlegerverband (SBVV) veröffentlichter Bericht zur Lage des Schweizer Buchmarkts
zeigte für 2012 eine Stagnation des Marktumsatzes im Vergleich zum Vorjahr. Der seit
2007 verspürte Umsatzrückgang von etwas über 10% konnte jedoch nicht wettgemacht
werden. Die Schweizer Grosshändler Orell Füssli und Thalia diskutierten zeitgleich über
eine Fusion, um mit einem gemeinsamen Onlinevertrieb der Dominanz von Amazon
entgegenzuwirken. Den Umfang des online abgewickelten Buchhandels konnten die
Urheber der Studie jedoch nur abschätzen, da Amazon seine Zahlen nicht öffentlich
zugänglich machte. Der Marktanteil von E-Books blieb mit 3% weiterhin marginal. Des
Weiteren zeigt die Studie eine 15-prozentige Preisreduktion seit der Liberalisierung der
Buchpreise. Laut Aussagen der Branche führe diese Politik jährlich zur Schliessung von
10 Buchfilialen. Ex Libris kündigte im Februar sogar an, bis zum Ende des Berichtsjahres
einen Fünftel seiner 100 Filialen in der Schweiz aufgeben zu wollen. Darüber hinaus
befürchtete die Branche die Durchsetzung der vom Bundesrat im Rahmen der
Mehrwertsteuerreform geplanten Mehrwertsteuererhöhung auf Bücher, für die bis
anhin ein reduzierter Satz von 2,5% galt. 38
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Nachdem die Buchpreisbindung im Vorjahr an der Volksabstimmung gescheitert war,
gab das BAK eine Studie zur bestehenden Literaturförderung in der Schweiz in Auftrag.
Ziel der Studie war das Aufzeigen von Schwachstellen in der bestehenden Förderung
sowie von zusätzlichen Möglichkeiten zur gezielten Unterstützung der Branche nach
dem Volksentscheid. Ende 2013 präsentierte das zuständige Bundesamt die Ergebnisse
der Studie. Die aus Vertretern von Bund, Kantonen und Städten zusammengesetzte
Arbeitsgruppe kam zum Schluss, dass insbesondere das Verlagswesen,
Übersetzungsarbeiten zur Gewährleistung des Austausches zwischen den
Sprachregionen sowie literarische Zeitschriften zusätzlicher Fördermittel bedürfen. Die
Ergebnisse der Studie sollen im Rahmen der Verhandlungen zur Kulturbotschaft 2016-
2019 diskutiert und berücksichtigt werden. Nach Ablehnung der Buchpreisbindung
verlangten ferner zwei Postulate die Schaffung einer besseren Datengrundlage zum
Schweizer Buchmarkt sowie das Aufzeigen von Massnahmen zur Verbesserung der
aktuellen Situation. 39

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.12.2013
MARLÈNE GERBER

Der im Februar vom Schweizer Buchhändler- und Verlegerverband (SBVV)
veröffentlichte Bericht von Media Control zur Lage des Deutschschweizer Buchmarkts
zeigte für 2013 zum ersten Mal seit den von Einbussen geprägten Jahren ab 2007 einen
leichten Umsatzgewinn von 1,7% im Vergleich zu 2012. Von etwas mehr als 20 Millionen
verkauften Buchexemplaren in der deutschsprachigen Schweiz wurden rund 17
Millionen über den Schweizer Buchmarkt erworben. Obwohl Media Control keine
separaten Zahlen für den Online-Handel in der Schweiz ausweist, geht der SBVV davon
aus, dass analog zum grossen Nachbarn Deutschland mit grosser Wahrscheinlichkeit
auch der Online-Handel in der Schweiz stagniert. Anders sah dies Michele Bomio, CEO
von Orell Füssli Thalia: Er ortete im Online-Handel, wo aktuell ein Viertel aller Verkäufe
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abgewickelt würden, grosses Potenzial. Im Vergleich zum vorangegangenen Jahr
hingegen nicht zugelegt hat der Umsatzanteil der Deutschschweizer Verlage. Dieser
verharrt seit 2012 auf dem Niveau von 14,7%. Ziel des Gastland-Auftritts an der
Leipziger Buchmesse war denn auch, die Präsenz der Schweizer Literatur in der
deutschen Öffentlichkeit zu fördern. Dass die Zahlen zum Schweizer Buchmarkt 2013
eine Trendwende eingeläutet hätten, wurde hingegen bereits im Mai 2014 wieder
angezweifelt. Die Zahlen des ersten Quartals 2014 liessen einen erneuten
Umsatzeinbruch vermuten. 40

Bereits im Jahr 2014 sank der Branchenumsatz des Schweizer Buchmarktes um 4,9%.
Mit der Aufhebung des Euro-Mindestkurses befürchteten die Buchhändler und Verleger
für das Jahr 2015 noch weit verheerendere Auswirkungen auf den Buchmarkt. Der
Diogenes-Verlag, der 90% seines Umsatzes im Euroraum generiert, rechnete für das
aktuelle Jahr mit einem Umsatzrückgang von 16% und sagte als Reaktion auf den
Entscheid der Nationalbank seine Teilnahme an der Frankfurter Buchmesse ab. Für das
erste Halbjahr 2015 gaben die Buchhändler und Verleger dann tatsächlich einen –
hauptsächlich währungsbedingten – Umsatzrückgang von 6% bekannt. Davon nicht
betroffen war jedoch Diogenes; das Verlagshaus erzielte dank den Neuerscheinungen
von Donna Leon und Martin Suter gar eine leichte Umsatzsteigerung. Die Leiden des
Buchmarktes fanden auch bei Orell Füssli Thalia ihren Ausdruck, wo die kürzlich
erfolgte Fusion der beiden Buchhandlungen offenbar nicht zum gewünschten Erfolg
geführt hatte. Im Dezember gab das Unternehmen einen Stellenabbau in zwei Zürcher
Filialen bekannt und beinahe zeitgleich führte es in verschiedenen Städten
Informationsveranstaltungen für seine Mitarbeiter zur Bekanntgabe der neuen, durch
die Beratungsfirma McKinsey erarbeitete Strategie durch. Man sei zwar nicht zum
"Sanierungsfall" mutiert, aber es würden nicht genügend Neukunden angeworben und
das Unternehmen verzeichne im Vergleich zur gesamten Branche gar einen
überproportionalen Wachstumsschwund. Die präsentierten Massnahmen der neuen
Strategie beinhalteten unter anderem die Schliessung von Filialen sowie die
Namensänderung in Orell Füssli Schweiz. Eine Markenkonzentration soll auch im
Online-Buchhandel erfolgen: Thalia.ch, Books.ch und Buch.ch sollen ebenfalls in die
Marke Orell Füssli integriert werden. 41
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Musik

Während sich die Musikmärkte im Ausland in den letzten Jahren stabilisiert hatten oder
sich gar auf dem Weg der Erholung befanden, ging der Umsatzrückgang in der Schweiz
ungebremst weiter. Seit dem Rekord-Verkaufsjahr 2000 verkleinerte sich der Schweizer
Absatzmarkt für Tonträger und digitale Musik bis im Jahr 2012 um 64%, was im Vergleich
zum globalen Markt, der in derselben Zeitspanne 42,3% Umsatzeinbussen in Kauf
nehmen musste, beträchtlich ist. Lorenz Haas, Geschäftsführer des Branchenverbands
für Musiklabels (IFPI) ortete den Hauptgrund im fehlenden juristischen Vorgehen gegen
illegales Herunterladen von Musik. Haas hoffte auf die von Bundesrätin Sommaruga
eingesetzte Arbeitsgruppe für das Urheberrecht (Agur12), welche bis zum Ende des
Berichtsjahres mögliche Anpassungen für ein angemessenes Urheberrecht im digitalen
Zeitalter präsentieren wollte. Weitere Erklärungen für die fortwährende Abnahme der
Musikverkäufe sah Haas im Händlersterben sowie in der aufgrund des starken Frankens
zunehmenden Bedeutung von Parallelimporten. Im Gegenzug vertrat das IFPI die
Ansicht, dass teilweise kostenpflichtige Streaming-Dienste wie Spotify, Simfy oder die
im Vorjahr auf den Markt gekommene Xbox Music von Microsoft keine Konkurrenz für
den legalen Absatzmarkt von Tonträgern und digitalen Angeboten bedeuteten. Vielmehr
bestehe das Potential, dass sich solche Kanäle zu einem wichtigen Absatzmarkt für ein
junges Klientel entwickeln. Laut Aussage von Spotify hätten sogar 20% der illegalen
Downloader zu Streaming-Diensten gewechselt. Der Gesamtumsatz des Schweizer
Musikmarktes belief sich 2012 auf CHF 104,8 Mio. Dabei umfasste der durch den Absatz
von Tonträgern generierte Umsatz beinahe zwei Drittel des gesamten Verkaufserlöses
(CHF 67 Mio.). Während der Verkauf physischer Tonträger im Vergleich zu 2011 um 28%
zurückging, vergrösserte sich der digitale Absatzmarkt im 2012 um 23%. Der durch
Streaming erzielte Umsatz betrug im Vorjahr nur etwas über 3% des gesamten digitalen
Absatzmarktes (CHF 37,8 Mio.). Erste Zahlen für 2013 zeigen hingegen einen deutlichen
Anstieg des Marktanteils von Streaming-Diensten am digitalen Musikvertrieb. 42
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Von einem "Umbruch im Umbruch" sprach der Schweizerische Branchenverband für
Musiklabels (Ifpi Schweiz) bei der Präsentation der neuesten Zahlen zur
Umsatzentwicklung im Musikmarkt (2014). Diese deuteten darauf hin, dass das
Streaming den digitalen Download in Zukunft überflüssig machen könnte. Während die
Umsatzzahlen aus dem digitalen Download um einen Fünftel geschrumpft sind,
verzeichneten Streaming-Dienste ein markantes Wachstum. Ende 2014 betrug der aus
dem Streaming generierte Marktanteil 14%, während sich derjenige des digitalen
Download auf 30% und derjenige von physischen Tonträgern auf 56% belief. Auch der
Verkauf von physischen Tonträgern musste Umsatzeinbussen einstecken. Mit 12% war
der Rückgang hier jedoch geringer als in den vier Jahren zuvor. 43

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.02.2015
MARLÈNE GERBER

Die neusten Zahlen des Schweizer Branchenverbands für Musiklabels (IFPI Schweiz)
zeigten auch für das Jahr 2015 eine rückläufige Umsatzentwicklung im Musikmarkt auf.
Der Gesamtumsatz sank gegenüber dem Vorjahr um 3.5 Prozent auf neu CHF 81.8 Mio.,
was im Wesentlichen auf die anhaltenden Umsatzrückgänge im traditionellen CD-
Geschäft sowie auf den Strukturwandel im Digitalgeschäft zurückzuführen war. Obwohl
die physischen Tonträger (CD und Vinyl) mit neu CHF 42 Mio. einen Umsatzrückgang von
12 Prozent verbuchen mussten, machten sie immer noch 51 Prozent des
Gesamtumsatzes aus. Der Digitalmarkt konnte indes beachtlich zulegen: Nachdem 2014
ein Rückschlag hatte erduldet werden müssen, konnte 2015 mit CHF 39.9 Mio. ein
Umsatzwachstum von rund 7 Prozent erzielt werden. Dieses war in erster Linie auf das
Streaming-Segment zurückzuführen; während das Download-Geschäft einen
Umsatzrückgang von 4 Prozent auf CHF 24.6 Mio. verbuchen musste, konnten mit
Streaming CHF 15.3 Mio. umgesetzt werden, was einem Wachstum von rund 30 Prozent
entspricht. 

Der Schweizer Musikmarkt war seit 2001 stetig um insgesamt 73 Prozent geschrumpft,
konnte sich aber in den letzten Jahren wieder erholen und wies zuletzt nicht mehr so
hohe Umsatzrückgänge aus. So hofft auch Lorenz Haas, Geschäftsführer von IFPI
Schweiz, dass die Branche 2017 wieder zum Wachstum zurückkehren wird,
vorausgesetzt die Streaming-Einnahmen überflügeln weiterhin jene aus den
Downloads. 44

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 16.03.2016
MELIKE GÖKCE

Der Jahresbericht  des Schweizer Branchenverbands für Musiklabels (IFPI Schweiz)
zeigte, dass die Umsatzentwicklung im Musikmarkt für das Jahr 2016 mit einem
Gesamtumsatz von CHF 84.6 Mio. (+1%) zum ersten Mal seit 2000 wieder stabil war.
Diese Entwicklung war dem Umstand zu verdanken, dass der Digitalmarkt – im
Unterschied noch zum Vorjahr – das Geschäft mit physischen Tonträgern endgültig
überflügelt hatte. Im Vergleich zu 2015 legte der digitale Bereich um 11 Prozent zu und
konnte somit einen Umsatz von CHF 44.6 Mio. generieren. Dabei war wiederum das
Streaming-Segment die treibende Kraft; mit einer Umsatzsteigerung um 50 Prozent
(neu CHF 23 Mio.) konnte es sogar zum ersten Mal einen höheren Umsatz erzielen als
das rückläufige Download-Geschäft (neu CHF 21.7 Mio., -12%). Die physischen Tonträger
hingegen wiesen auch für 2016 einen Umsatzrückgang aus. Neu betrug der Umsatz noch
CHF 40 Mio. (-9%), was dazu führte, dass dieser Bereich lediglich noch 47 Prozent des
Gesamtmarktes für sich beanspruchen konnte (Streaming 27%, Downloads 26%).

Die noch im Vorjahr von Lorenz Haas, Geschäftsführer von IFPI Schweiz, geäusserten
Wachstumshoffnungen und die Annahme über das Streaming als Wachstumstreiber
schienen sich soweit zu bewahrheiten. Was nun aber noch anzugehen sei, sei die
Chancengleichheit: „Schweizer Produzenten und Künstler brauchen von den
Streaminganbietern faire Vermarktungsmöglichkeiten, um im globalen Wettbewerb
bestehen zu können“, erklärte Haas. 45

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.03.2017
MELIKE GÖKCE

Nachdem der Schweizer Branchenverband für Musiklabels (IFPI Schweiz) für 2016
erstmals seit Jahren wieder stabile Umsatzwerte ausgewiesen hatte, konnte die
Umsatzentwicklung im Musikmarkt für 2017 den Erholungstrend bestätigen: Der
Gesamtumsatz konnte um 4 Prozent auf CHF 88.1 Mio. gesteigert werden. Das
Digitalgeschäft konnte hierbei wiederum stark zulegen und wies im Vergleich zum
Vorjahr nun einen Umsatz von CHF 52.5 Mio. (+18%) aus. Treibende Kraft hinter dieser
Entwicklung war auch in diesem Jahr das Streaming-Segment, welches um 50 Prozent
auf CHF 34.4 Mio. zulegte. Das Downloadgeschäft hingegen war wiederum rückläufig;
mit CHF 18.1 Mio. konnte es 17 Prozent weniger Umsatz generieren als im Vorjahr. Auf

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.03.2018
MELIKE GÖKCE
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den Gesamtumsatz bezogen konnte sich der Digitalmarkt aber erneut ausweiten und
beanspruchte 2017 60 Prozent des Betrages für sich. Bei den physischen Tonträgern
konnte der Umsatzrückgang auch 2017 nicht gestoppt werden, weshalb diese
entsprechend nur noch 40 Prozent des Gesamtmarktes ausmachten. Mit einem
Rückgang um 11 Prozent konnten die physischen Tonträger neu noch CHF 35.6 Mio. zum
Gesamtumsatz beitragen. Dieser Rückgang war aber nicht sehr überraschend, handelte
es sich hierbei doch um einen langjährigen Trend, der auf die Ablösung der CD durch
den Musikkonsum im Internet zurückzuführen ist. 46

Im Frühjahr 2019 konnte der Schweizer Branchenverband für Musiklabels (IFPI Schweiz)
neuerlich aufatmen: Die Jahreszahlen für die Umsatzentwicklung im Musikmarkt
bestätigten mit einem Wachstum von 3.7 Prozent gegenüber dem Vorjahr auch für 2018
den seit 2016 anhaltenden Erholungstrend und lagen mit rund CHF 170 Mio. wieder über
dem Gesamtumsatz von 2014. Für die Marktzahlen von 2018 galt es jedoch zu beachten,
dass die IFPI eine methodische Anpassung in der Messung des Umsatzes vornahm: Neu
wurde dieser auf Ebene des Einzelhandels («Retail Value») und nicht mehr über die
Labelumsätze («Trade Value») gemessen, was zur Folge hatte, dass Zahlen, die vor dem
März 2019 veröffentlicht worden waren, nicht mehr mit späteren Veröffentlichungen
vergleichbar waren. Nichtsdestotrotz zeichnete sich das Kräfteverhältnis zwischen dem
Digitalgeschäft und den physischen Tonträgern auch mit der neuen Messmethode
deutlich ab. So machte das Digitalsegment über drei Viertel des Gesamtumsatzes aus
und übertraf damit neuerlich die physischen Tonträger, die mittlerweile weniger als ein
Viertel des Gesamtumsatzes für sich beanspruchen konnten. Während das
Downloadsegment jahrelang führende Kraft innerhalb des Digitalmarktes war, liess sich
die zunehmende Dominanz des Streamings auch 2018 nicht leugnen, machte es doch
nahezu 60 Prozent des Gesamtmarktes aus. Diesen Anteilswert konnten die Downloads
nicht einmal in ihrem Rekordjahr 2012 erzielen. Der Verkaufsumsatz von CDs und
anderen physischen Trägern sei hingegen auch 2018 seiner rückläufigen Entwicklung
treu geblieben und habe einen langjährigen, aber nicht minder erwarteten Trend
bestätigt, wie die IFPI in ihrer Medienmitteilung verkündete. Dennoch bleibe die CD auf
absehbare Zeit wichtig für den Musikmarkt.
Lorenz Haas (Geschäftsführer) und Ivo Sacchi (Präsident) von IFPI Schweiz begrüssten
indes die äusserst positive Entwicklung des Streamingsegments. Wie Haas
kommentierte, bestehe die besondere Herausforderung für Labels darin, im Zuge
dieser rasanten Entwicklung ihre Geschäftsstrategie entsprechend auszurichten. Sacchi
indes sah sogar noch weiteres Potenzial hinsichtlich des Streamings in der Schweiz:
«Mit Blick auf die skandinavischen Länder, wo Streaming einige Jahre Vorsprung hat,
gehe ich davon aus, dass sich das gegenwärtige Wachstum auch in den nächsten Jahren
fortsetzen wird». 47

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.03.2019
MELIKE GÖKCE

Der Schweizer Branchenverband für Musiklabels (IFPI Schweiz) stellte für 2019 neuerlich
ein starkes Wachstum des Musikmarktes fest und bestätigte somit die seit 2016
anhaltende Erholung des Marktes. Tatsächlich verzeichnete die Umsatzentwicklung mit
CHF 183.5 Mio. für 2019 eine Zunahme um 7.5 Prozent gegenüber dem Vorjahr, was
dem stärksten Wachstum seit rund 20 Jahren entsprach. 
Das starke Wachstum war auch in diesem Jahr primär auf die gute Performance des
Digitalmarktes zurückzuführen, der mit einem Wachstum um 14 Prozent gegenüber dem
Vorjahr neu rund 81 Prozent des Gesamtumsatzes ausmachte. Hierbei blieb neuerlich
das Streaming die treibende Kraft, während die Downloads auch 2019 wieder rückläufig
waren. Entsprechend dem langjährigen Trend sank der Umsatz aus physischen
Tonträgern wie CDs und LPs auch 2019 (-14%) und trug lediglich noch 19 Prozent zum
Gesamtumsatz bei.
Ivo Sacchi, Präsident der IFPI Schweiz, und Lorenz Haas, deren Geschäftsführer, zeigten
sich ob dieser Entwicklung äusserst erfreut, da die schwierigen Zeiten nun definitiv
vorbei seien und man entsprechend optimistisch in die Zukunft blicken dürfe. Dennoch
steige der Konkurrenzdruck im Musikmarkt, gerade auch für Schweizer Künstlerinnen
und Künstler, da zum einen neue Abo-Modelle den Musikzugang vereinfachten und zum
anderen die Streaming-Anbieter den Musikkonsum über ihre Playlists massiv
beeinflussten. 48

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.02.2020
MELIKE GÖKCE
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Film

Wie eine Analyse des BFS in Zusammenarbeit mit der Cinémathèque Suisse und dem
Schweizer Filmarchiv zeigte, hat sich die Anzahl der in der Schweiz produzierten Filme
seit den späten 60er Jahren stark erhöht. Mit Ausnahme der Jahre 1939-42 wurden bis
in die Mitte der 60er-Jahre weniger als zehn Schweizer Kino-Langfilme pro Jahr
produziert. Seit 1968 hat sich das Produktionsvolumen verdreifacht und beträgt seit
2002 durchschnittlich 70 Filme pro Jahr. Die Anzahl internationaler Koproduktionen
(davon mehr als 80% mit europäischen Ländern) hat sich im selben Zeitraum
vervierfacht. Das häufigste Genre in der Schweizer Filmproduktion ist der
Dokumentarfilm. 49

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.04.2008
MARIANNE BENTELI

Erste vom Bundesamt für Statistik präsentierte Ergebnisse einer von der Conférence
des festivals in Auftrag gegebenen Studie verdeutlichten die Relevanz von Filmfestivals
zum Erhalt der Angebotsvielfalt im Filmwesen. Von den im Jahre 2011 insgesamt 2186
abgespielten Langfilmen in der Schweiz erschienen etwas über ein Viertel
ausschliesslich an Filmfestivals. Überdurchschnittlich häufig nicht auf die Kinoleinwand
schafften es Dokumentarfilme und ausserhalb von Europa und den USA produzierte
Beiträge. Die Ergebnisse der Studie sind von Bedeutung für die Vergabe öffentlicher
Fördergelder, da diese gemessen am Beitrag zur Angebotsvielfalt erteilt werden. Der
Stellenwert von Filmfestivals wurde vom Bundesrat bereits kurz zuvor erkannt. Die
Regierung beschloss im Mai, die jährliche Unterstützung für Filmfestivals in den
folgenden drei Jahren um 12,8% auf insgesamt CHF 2,64 Mio. zu erhöhen. In den
Genuss von Fördermitteln kommt neu auch das internationale Kurzfilmfestival Shnit in
Bern. 50

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.08.2013
MARLÈNE GERBER

Im Jahr 2013 belief sich die Anzahl neuer Schweizer Filme in den Kinos auf 81, wie der
Kinoverband Procinema zu Beginn des Jahres verlauten liess. Obwohl die Zahl im
Vergleich zum Vorjahr stagnierte, war der Marktanteil der Schweizer Filme 2013
beträchtlich höher als noch im Jahr davor. Diese positive Statistik wurde jedoch von der
Tatsache überschattet, dass viele Neuerscheinungen die Erwartungen nicht erfüllten.
Während die einen diesen Umstand auf den durch ein Überangebot im Herbst
bedingten, erhöhten Wettbewerbsdruck zurückführten, verfochten andere Vertreter
der Branche die Ansicht, dass die Filme in der Presse oft ungenügend besprochen
wurden. Seraina Rohrer, die Direktorin der Solothurner Filmtage, erachtete es als
notwendig, dass die Branche über alternative Wege zur ausführlichen Besprechung
filmischer Werke nachzudenken beginne. Zu den Abräumern in Solothurn zählten die
Verfilmung von Pascal Merciers Roman "Der Nachtzug nach Lissabon" und "Achtung,
fertig, WK!", Sequel des zweiterfolgreichsten Schweizer Spielfilms "Achtung, fertig,
Charlie!" (2003). 51

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.01.2014
MARLÈNE GERBER

Neue Erhebungen des BfS erkoren das Jahr 2013 zum schlechtesten Schweizer Kinojahr
seit jeher. 13,7 Mio. Eintritte gingen im vergangenen Jahr über die Schweizer
Kinotheken, was im Vergleich zu 2012 einem Rückgang bei den Kinobesuchen um 1,7
Mio. Tickets entspricht. Die Gründe für das schlechte Ergebnis orteten Experten im
Fehlen von grossen Blockbustern, der fortschreitenden Technologisierung des privaten
Fernsehens und dem Ausbau von Online-Angeboten. Der Negativtrend setzte sich 2014
fort. Die fortsetzende Schliessung kleinerer Kinos und die steigende Zahl an Multiplex-
Einrichtungen können als Folgen dieser Entwicklung gewertet werden. 52

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 02.05.2014
MARLÈNE GERBER
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Sprachen

Eine vom Universitären Forschungszentrum für Mehrsprachigkeit der Universität Bern
durchgeführte Umfrage unter Politikerinnen und Politikern in den zweisprachigen
Kantonen Bern und Wallis ergab erste Anhaltspunkte über das Verhältnis zwischen den
Sprachgruppen. Grundsätzlich äusserten sich die Befragten positiv zur
Zweisprachigkeit: Das Beherrschen beider Sprachen wurde als Vorteil angesehen und
das Zusammenleben in beiden Kantonen von der Mehrheit als zufriedenstellend bis gut
bezeichnet. 53

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.09.1992
MARIANNE BENTELI

Anlässlich der Volkszählung von 1990 bezeichneten landesweit nur noch knapp 40'000
Schweizerinnen und Schweizer Rätoromanisch als ihre Hauptsprache. Zehn Jahre
zuvor waren es noch rund 50'000 Personen gewesen. In Graubünden selber sank ihr
Anteil von 21,9 auf 17,1%. Neben den Verlusten in der übrigen Schweiz erlitt das
Rätoromanische vor allem in den Gemeinden um Chur sowie in den Bündner
Tourismusorten mit grossem Bevölkerungswachstum empfindliche Rückschläge. Dieser
statistische Rückgang des Rätoromanischen war allerdings auch darauf zurückzuführen,
dass 1990 nicht mehr wie in früheren Volkszählungen nach der Muttersprache, sondern
nach der am häufigsten verwendeten Sprache gefragt wurde. 

Da aufgrund der unterschiedlichen Datenerhebung gegenüber der Volkszählung von
1980 gewisse Unsicherheiten auftauchten, gab das Bundesamt für Statistik eine
vertiefende linguistische Studie in Auftrag. 54

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.06.1993
MARIANNE BENTELI

Eine wissenschaftliche Studie räumte mit dem Vorurteil auf, Romanisch in der Schule
sei zu einer Belastung geworden. Die zu diesem Zweck in der Surselva befragten und auf
ihre romanische Sprachkompetenz untersuchten Kinder und Jugendlichen zeigten eine
hohe Motivation, das Rätoromanische in der Schul- und Alltagssprache zu bewahren.
Rund 80% der Jugendlichen, welche teilweise auch in deutschsprachig dominierten
Gemeinden leben, gaben an, ihnen sei es wichtig, Romanisch zu beherrschen. 55

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.07.1995
MARIANNE BENTELI

Eine von den Bundesämtern für Statistik und Kultur gemeinsam in Auftrag gegebene
Studie zeigte, dass - allen Unkenrufen zum Trotz - die rätoromanische Sprache noch
immer lebendig ist, dass sie nach wie vor an die jüngeren Generationen tradiert wird
und dass sie noch erhalten werden kann, wenn die notwendigen Bedingungen
geschaffen werden. Zwischen 1880 und 1990 ging zwar der Anteil jener Personen, die
Rätoromanisch als Muttersprache bezeichnen, von 1.36% auf 0.8% der
Gesamtbevölkerung zurück, doch spricht in den rätoromanischen Stammlanden nach
wie vor die Hälfte der dort lebenden Bevölkerung zu Hause rätoromanisch. In den
Gemeinden, wo das Rätoromanische teilweise Unterrichtssprache und in
Behördensachen offizielle Sprache ist, wird das Rätoromanisch noch weitgehend an die
Kinder weitergegeben, weshalb der Fortbestand in der heranwachsenden Generation
als gesichert betrachtet werden kann. 56

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1996
MARIANNE BENTELI

Eine Nationalfondsstudie ging der Frage nach, wieviel die öffentliche Hand in den
verschiedenen Landesteilen für den Fremdsprachenunterricht an den Schulen ausgibt
und welche Prioritäten sie dabei setzt. Dabei zeigten sich signifikante Unterschiede
zwischen der Deutschschweiz, der Romandie und dem Tessin. In der deutschen
Schweiz werden durchschnittlich pro Schüler und Jahr CHF 1592 ausgegeben: CHF 778
fliessen in den Französischunterricht, dicht gefolgt vom Englischen (CHF 696); bereits
weit abgeschlagen figurieren Italienisch (CHF 88), Spanisch (CHF 22) und
Rätoromanisch (CHF 8). In den welschen Schulen, wo durchschnittlich CHF 1463 pro
Jahr ausgegeben werden, wird Romanisch überhaupt nicht und Spanisch (CHF 3) kaum
angeboten, während das Italienische (CHF 90) ungefähr den gleichen - geringen -
Stellenwert hat wie in der Deutschschweiz. Im Unterschied zu dieser hat aber der
Deutschunterricht ganz klar Vorrang (CHF 905) vor dem Englischen (CHF 465). Der
Kanton Tessin gibt am meisten für Fremdsprachenunterricht aus, nämlich CHF 1713 pro
Jahr und Schüler. Erste Priorität hat hier das Französische (CHF 792), dicht gefolgt vom
Deutschen (CHF 646); Englisch wird im Tessin mit CHF 265 ganz deutlich auf Rang 3
verwiesen. 57

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.08.1997
MARIANNE BENTELI
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Ausgehend von den Ergebnissen der Volkszählung von 1990 veröffentlichte das
Bundesamt für Statistik (BFS) eine Studie zur Sprachenlandschaft Schweiz. Dieser
Untersuchung zufolge sind die Grenzen zwischen den vier Landessprachen ziemlich
gefestigt. Das Deutsche weist - gemessen an der Gesamteinwohnerzahl - einen Anteil
von 63,6% aus, das Französische einen solchen von 19,2%; es hat sich trotz einer hohen
Zahl anderssprachiger Zuwanderer gemäss BFS sehr gut behauptet. Der Anteil des
Italienischen ist aufgrund des Rückgangs der italienischen Immigration zwar leicht auf
7,6% gesunken, im italienischen Sprachgebiet selber aber angestiegen. Einzig die
Rätoromanen leben immer weniger in einem fest umrissenen Gebiet, und für viele von
ihnen ist Deutsch zur Umgangssprache geworden. Das BFS konstatierte, dass das
Rätoromanische in den beruflich aktiven Jahrgängen untervertreten ist. Generell sei
eine Überalterung der Romanischsprechenden festzustellen, was keine besonders
günstige Zukunftsprognose ergebe. Hoffnung für das Wiedererstarken der Sprache
biete jedoch die Schule, denn bei den Schülern in Gemeinden mit Rätoromanisch als
Unterrichtssprache seien überdurchschnittlich hohe Prozentwerte für den Gebrauch
dieser Sprache festzustellen. Markant ist der Vormarsch des Englischen im Berufsleben.
Rund 15% der Erwerbstätigen gaben an, Englisch in den beruflichen Kontakten häufig zu
verwenden; bei Dienstleistungskaufleuten, Medienschaffenden, Sozial-, Geistes- und
Naturwissenschaftern sind es sogar 30%. Trotzdem verständigen sich die Menschen im
Beruf zu 95% in der Umgangssprache ihres Sprachgebietes. Aber auch hier bildet das
Rätoromanische eine Ausnahme, denn mit 70% ist es als Umgangssprache im Beruf
deutlich weniger präsent. 58

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1997
MARIANNE BENTELI

Französisch als im Alltag hauptsächlich verwendete Sprache ist in der Schweiz in den
90er Jahren gestärkt worden, Deutsch blieb mit 63,7 Prozent (1990: 63,6%) konstant,
während Italienisch und Rätoromanisch gesamtschweizerisch zurückgingen. Das
zeigte die Analyse der definitiven Ergebnisse der Volkszählung 2000. Französisch nahm
um 1,2 Prozentpunkte auf 20,4% zu. Die Zunahme war doppelt so stark wie bei der
schweizerischen Wohnbevölkerung insgesamt (+6,0%). Der starke Zuwachs erfolgte vor
allem in den Kantonen Genf und Waadt, aber auch im französischen Sprachgebiet der
zweisprachigen Kantone Wallis und Freiburg sowie in den meisten deutschsprachigen
Kantonen. Die Erosion des Italienischen und des Rätoromanischen setzte sich fort,
allerdings mit 1,1 resp. 0,1 Prozentpunkten weniger stark als im Jahrzehnt zuvor (-7,6%
und -0,6%). Der Rückgang des Italienischen war ausschliesslich auf die Abnahme der
italienischsprachigen ausländischen Bevölkerung zurückzuführen (durch
Rückwanderung oder Übernahme des Deutschen oder Französischen als
Hauptsprache). Im Tessin erfuhr das Italienische sogar eine Stärkung (+9,1%), während
das Deutsche an Bedeutung verlor. Ein Symbol für diese Entwicklung ist der Wechsel
der ursprünglich rein deutschsprachigen Walsergemeinde Bosco/Gurin zum
italienischen Sprachgebiet. Wie bereits früher erfolgte der Rückgang des
Rätoromanischen vor allem in der Diaspora der deutschsprachigen Kantone (-11,4%); im
Kanton Graubünden selber betrug er 8,9 Prozent. In fünf Bündner Gemeinden änderte
sich die Sprachmehrheit zugunsten des Deutschen. 59

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.12.2002
MARIANNE BENTELI

Obwohl der Ausländeranteil zwischen 1990 und 2000 von 18,1 Prozent auf 20,5 Prozent
zugenommen hat, blieb der Anteil der Nicht-Landessprachen konstant (8,9% resp.
9,0%), wobei sich allerdings deren Zusammensetzung stark veränderte. Das
Serbokroatische behauptete seine Stellung als «4. Landessprache», während
Portugiesisch, Spanisch und Türkisch von Albanisch überflügelt wurden. Prozentual
stark zugenommen haben auch Russisch sowie afrikanische und übrige Sprachen. Als
zentralen Trend der 90er Jahre bezeichnete das BFS die deutliche Verbesserung der
sprachlichen Integration der Ausländerinnen und Ausländer: 62,3 Prozent (1990:
56,7%) gaben als Hauptsprache eine der Schweizer Landessprachen an. Sowohl bei der
ersten wie bei der zweiten Generation von Zuwanderern lag 2000 der Anteil jener, die
eine Landessprache als Hauptsprache angaben, je nach Herkunft um 10 bis 35 Prozent
höher als 1990. 60

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.12.2002
MARIANNE BENTELI
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Wie eine Studie des Schweizerischen Nationalfonds zeigte, stehen die Schweizer in
Europa bezüglich der Beherrschung von Fremdsprachen statistisch auf Rang drei,
wobei allerdings der Grad der Kenntnisse nicht erhoben wurde, sondern nur die
Selbstwahrnehmung. Übertroffen wird dieser Wert nur noch von Luxemburg (3,0) und
den Niederlanden (2,2). Der Durchschnittswert liegt in der gesamten EU bei 1,14.
Deutschschweizer und Tessiner beherrschen im Schnitt 2,2 Fremdsprachen, die
Romands 1,7. Das Englische hat dabei eine weniger dominierende Rolle als oft
angenommen; in den drei wichtigsten Sprachgebieten belegt es nur Rang 3; besser
schnitt es beim Kriterium der Nützlichkeit ab, wo es an erster Stelle lag. 61

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.03.2008
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen des Nationalen Forschungsprogramms 56 „Sprachenvielfalt und
Sprachkompetenz in der Schweiz“ wurden im Berichtsjahr verschiedene Studien
publiziert. Eine Studie fokussierte auf den Umgang mit den neuen Sprachminderheiten
in der Schweiz. Die Autoren betonten, wie wichtig es sei, dass Fremdsprachige ohne
ausreichende Kenntnisse einer schweizerischen Landessprache bestimmte
Informationen in einer ihnen verständlichen Sprache erhalten würden. Insbesondere
bestehe im Gesundheitswesen Bedarf. Die Studie empfiehlt unter anderem, die
Einführung von Englisch als eine Art „Teil-Amtssprache“ zu prüfen. 62

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.02.2009
MARLÈNE GERBER

Aufgrund einer Weisung des Bundesrates zur Förderung der Mehrsprachigkeit aus dem
Jahre 2003 sind die Departemente verpflichtet, alle vier Jahre einen Bericht zur
Vertretung der Sprachgemeinschaften in der Bundesverwaltung abzuliefern. Der
Evaluationsbericht des eidgenössischen Personalamtes (EPA), welcher die ersten
Erkenntnisse aus den Jahren 2004-2008 zusammenfasste, sprach von stabilen Anteilen
der Sprachengruppen über die Zeit, welche sich nahe an den Sollwerten des
Bundesrates bewegten. Aufgrund eines Rückgangs an zur Verfügung stehenden
finanziellen und personellen Ressourcen und im Hinblick auf das neue Sprachengesetz
publizierte das EPA zusätzlich einen ausführlichen Leitfaden zur Förderung der
Mehrsprachigkeit. Dieser soll den Verantwortlichen helfen, die Mehrsprachigkeit in
ihren Stellen und Ämtern zu evaluieren, sowie jährliche Ziele und Massnahmen zu
definieren. 63

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.05.2009
MARLÈNE GERBER

Eine weitere Nationalfondsstudie, welche 31 rätoromanische Sprachbiographien
untersuchte, konnte kein gesamträtoromanisches Bewusstsein ausmachen. Die
Personen seien zu stark in ihren Gemeinden verankert und würden somit auch die dort
präsenten Sprachidiome verwenden. Zudem würde die Koexistenz von Deutsch und
Romanisch akzeptiert, das Deutsche teilweise sogar dem Romanischen vorgezogen. Die
Studie folgerte, dass aktive sprachpflegerische Massnahmen wie die Förderung der
Einheitsschriftsprache Rumantsch Grischun und eine gemeinsame rätoromanische
Tageszeitung wenig Anklang finden. 64

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 25.11.2009
MARLÈNE GERBER

Für viel Gesprächsstoff sorgte die Diskussion um die Förderung der lateinischen
Sprachen in der Schweiz. Im Rahmen einer Bestandsaufnahme zur Situation der
italienischen Sprache als Maturitätsfach kam die Schweizerische Maturitätskommission
(SMK) zum Schluss, dass Italienisch zwar in den meisten Kantonen angeboten werde,
durchschnittlich aber nur 13 Prozent der Schüler Italienisch als Grundlagen-, Frei- oder
Schwerpunktfach besuchen. Ebenfalls kritisch diskutiert wurde der Entscheid der
Zürcher Regierung, Mathematik auf Kosten des Französisch stärker zu gewichten sowie
der Entscheid der Obwaldner Behörden, Italienisch aus dem gymnasialen Lehrplan zu
streichen. 65

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.03.2012
MÄDER PETRA

Am 20. Februar feierte die rätoromanische Sprache ihr 75-jähriges Bestehen als vierte
Schweizer Landessprache. Eine im Berichtsjahr erschienene Dissertationsarbeit
umreisst die rätoromanische Renaissance ab der Mitte des 19. Jahrhunderts bis zu ihrer
Etablierung als vierte Nationalsprache durch ein überaus deutliches Volksmehr von 92%
im Jahr 1938. Die rätoromanische Abteilung der SRG zelebrierte darüber hinaus ihr 50-
jähriges Bestehen. 66

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.02.2013
MARLÈNE GERBER
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Rund 15 Jahre nach Erscheinen von „Röstigraben“ legte Christophe Büchi, langjähriger
NZZ-Korrespondent in der Welschschweiz, im Jahr 2015 seiner Leserschaft eine
erweiterte und aktualisierte Version seines Werkes vor, welche unter dem Titel
„Mariage de raison. Romands et Alémaniques – une histoire suisse.“ im Edition Zoé
Verlag veröffentlicht wurde. Wie bereits in seinem Vorgängerwerk geht der arrivierte
Beobachter auch dieses Mal der Frage nach, wie es denn um die Beziehungen zwischen
der deutschen und der französischen Sprachgemeinschaft in der Schweiz stehe.
Hierfür habe er alle wichtigen Abstimmungen der letzten Jahre „im Hinblick auf den
nationalen Zusammenhalt und das Verständnis zwischen Deutschschweizern und
Welschen“ (NZZ) analysiert. Tatsächlich liessen sich in den letzten Jahren speziell in den
Bereichen der Aussen-, Migrations- und Sozialpolitik sowie beim Verhältnis von Staat
und Bevölkerung gewisse Annäherungen der verschiedenen Landesteile feststellen. Die
so oft gestellte Sprachenfrage hingegen – welche besonders vor dem Hintergrund des
Sprachenstreites einer steten Aktualität unterstellt ist – nimmt für den Autor lediglich
einen sekundären Stellenwert ein, da die gemeinsamen ökonomischen Interessen der
beiden Regionen wesentlich grösser seien und solange die Wirtschaft funktioniere, die
Sprachunterschiede auch keine wesentliche Rolle spielen würden. 67

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.04.2015
MELIKE GÖKCE

Im Rahmen eines Nationalfondsprojekts haben sich die Schweizer Linguisten Beat
Siebenhaar (Universität Leipzig) und Adrian Leemann (Cambridge University) in einer
europaweit einzigartigen Dialekt-Studie der unterschiedlichen Schweizer Dialekte
angenommen. Hierbei wurden Tonhöhe, Intonation und Sprechgeschwindigkeit des
Berner, Walliser, Bündner und Zürcher Dialekts miteinander verglichen. Die Ergebnisse
der Studie besagen, dass die Walliser die absoluten Schnellsprecher der Nation sind.
Verglichen mit den anderen Dialekten weisen sie in Bezug auf Lautaussprache,
Wortsilben, Wort- und Satzendendehnung sowie Phrasenlänge wesentlich kürzere
Messwerte auf. Die Berner hingegen bilden in all diesen Messdimensionen (bis auf die
Phrasenlänge) das Schlusslicht. Während sich noch in den 1990er-Jahren der Berner
Dialekt bei Volksbefragungen – aufgrund ebendieser Gemächlichkeit und des ganz
eigenen Redestils – als einer der beliebtesten Schweizer Dialekte etablieren konnte,
ergab eine neuere Studie von Adrian Leemann, dass sich mittlerweile der, oft als
arrogant wahrgenommene, Zürcher Dialekt zum Beliebtesten gemausert hat. In diversen
Bereichen sei der Zürcher Dialekt mit grosser Kompetenz, Vertrauenswürdigkeit und
Respekt verbunden. 68

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.08.2015
MELIKE GÖKCE

2016 wurden die ersten Ergebnisse der bereits im Jahr 2014 erstmals durchgeführten
Erhebung zur Sprache, Religion und Kultur (ESRK) publiziert. Diese wurde im Rahmen
des neuen Volkszählungssystems realisiert und soll fortan im Fünfjahresrhythmus
wiederholt werden. Hierbei werden statistische Informationen über sprachliche,
religiöse und kulturelle Verhaltensweisen sowie deren Entwicklung in der Schweizer
Bevölkerung untersucht. Als Datengrundlage wird jeweils eine Stichprobe von 10'000
zufällig ausgewählten Personen aus der ständigen Wohnbevölkerung über 15 Jahren
gezogen. Die Studie soll u.a. auch dazu beitragen, dass gezielte politische Massnahmen
im Bereich der Mehrsprachigkeit, kulturellen Vielfalt und unzureichender Integration
getroffen werden können.

Im April wurden die ersten Ergebnisse des Teilbereiches Kultur veröffentlicht, welche
der Schweizer Bevölkerung ein reges und vielfältiges Kultur- und Freizeitverhalten
bescheinigen. Rund 70% der Bevölkerung besuchen mindestens ein Mal im Jahr
Museen, Konzerte, Denkmäler oder Kinos. Der Anteil der regelmässigen Besucher von
Kulturinstitutionen (mehr als drei Mal im Jahr) liegt indes bei rund 20%. Dabei gilt
insgesamt, dass junge Menschen und Stadtbewohner sowie Bevölkerungsteile mit einer
höheren Ausbildung das jeweilige Angebot häufiger nutzen als andere. Rund 85% der
Bevölkerung zeigen sich mit ihrem regionalen Kulturangebot zufrieden, wobei es auch
hier wiederum Unterschiede gibt: Bei Jungen, Landbewohnern und
Italienischsprachigen fällt die Zufriedenheit etwas tiefer aus. Dennoch würde eine
Mehrheit der Befragten (58%) gerne öfter solche kulturellen Institutionen aufsuchen
oder Aktivitäten unternehmen, wobei gut die Hälfte (51%) Zeitmangel als
Hinderungsgrund angibt – v.a. unter 60-Jährige, ausländische Nationalitäten und
Landbewohner. Als weiteren Hinderungsgrund gibt rund ein Drittel der Befragten
fehlende finanzielle Mittel an. Bei den Freizeitaktivitäten finden insbesondere Wandern,
Ausgang mit Freunden und Sport grossen Anklang. Aber auch das gesellige
Beisammensein mit gemeinsamem Kochen und traditionellen Karten- und
Gesellschaftsspielen ist sehr beliebt. 

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.04.2016
MELIKE GÖKCE
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Ebenfalls im April wurden auch die ersten Ergebnisse des Teilbereiches Religion
veröffentlicht, welche auf eine grosse Diversität der einzelnen Praktiken und
Glaubensformen hinweisen – auf einem breiten Spektrum zwischen Religiosität und
Spiritualität. Die Vielfältigkeit, aber auch die Varianz, zeigt sich bereits in der Form des
Glaubens: Es gibt Befragte, die von der Existenz eines einzigen Gottes überzeugt sind
(Katholiken 59%, Reformierte 45%, andere evangelische Gemeinden 92%, Muslime
90%), aber auch solche, die an die Präsenz einer höheren Macht glauben (20–30%).
Gerade in der Gruppe der Konfessionslosen scheint die Spiritualität grossen Anklang zu
finden: Deren 12% verfolgten spirituelle Veranstaltungen über ein Medium (im
Fernsehen, am Radio, im Internet), deren 31% bzw. 41% glauben an die Gabe des
Heilens bzw. Hellsehens. Auch bei den Geschlechtern konnten gewisse Unterschiede
ausfindig gemacht werden: Frauen beten im Alltag häufiger und neigen auch eher dazu,
sich mit anderen Glaubensformen zu befassen (58% der Frauen glauben beispielsweise
an Engel, aber lediglich 37% der Männer). Sowohl für die Religiosität, als auch für die
Spiritualität gilt aber im wesentlichen, dass sie besonders in den schwierigen
Momenten des Lebens wichtig sind, wobei es zu deren Linderung gerade in Bezug auf
die spirituellen Praktiken regionale Unterschiede gibt: Heilende Personen haben für die
Westschweizer eine grössere Bedeutung als für die restliche Schweiz, wohingegen
Gegenstände mit heilbringender Wirkung in der Deutschschweiz beliebter sind.

Im Oktober folgten dann die ersten Ergebnisse zum Teilbereich Sprache, welche
aufzeigten, dass die Schweizer Bevölkerung mehrsprachig ist. Rund zwei Drittel der
Schweizer Bevölkerung spricht in ihrem Alltag – sowohl im öffentlichen als auch im
privaten Rahmen – mindestens einmal in der Woche zwei oder mehr Sprachen. Das
verbleibende Drittel (36%) belässt es hingegen bei einer Sprache. Die Dialekte nehmen
in diesem Zusammenhang für die Deutschschweiz 87% und für die italienischsprachige
Schweiz (Tessiner oder bündneritalienische Dialekte) 32% ein. Ausserhalb der eigenen
Sprachgrenzen verwendet jeder fünfte Deutschschweizer regelmässig Französisch, in
der Westschweiz hingegen sprechen lediglich 6% mindestens einmal die Woche
Schweizerdeutsch. Einen relativ hohen Stellenwert hat über die gesamte Schweiz
betrachtet die internationale Sprache Englisch (Deutschschweiz 43%, Westschweiz
38%, italienische Schweiz 30%). In der Deutsch- und Westschweiz ist das Englisch sogar
weiterverbreitet als die restlichen Landessprachen innerhalb der jeweiligen Region –
wobei dies nicht mit einer Verdrängung der Landessprachen gleichzusetzen ist,
sondern vielmehr auf die steigende Nutzung neuer Medien in bestimmten
Berufsgruppen zurückzuführen ist. Nebst dem Italienischen, welches zugleich eine
Landes-, aber auch Migrationssprache darstellt, finden wir als häufigste
Nichtlandessprachen das Spanische (6%), das Portugiesische (5%)  sowie die Sprachen
der Balkanländer (3%), wobei es anteilsmässige Unterschiede in den einzelnen Regionen
gibt. 69

Im Frühjahr 2019 veröffentlichte das Zentrum für Demokratie Aarau (ZDA) die
Ergebnisse einer 2018 vom BAK in Auftrag gegebenen Studie zur Wirkung der
Bundesfinanzhilfen an den Kanton Graubünden hinsichtlich der Erhaltung und
Förderung der rätoromanischen und italienischen Sprache und Kultur im Kanton. Der
Evaluationsbericht sollte zum einen als Entscheidungsgrundlage für die Förderperiode
2021–2024 und zum anderen zur Beantwortung des Postulats Semadeni (sp, GR; Po.
15.4117) beigezogen werden. Im Bericht wurde die aktuelle Situation des
Rätoromanischen und des Italienischen sowohl für das angestammte als auch das
erweiterte Sprachgebiet aufgezeigt und Hand zu Verbesserungsmöglichkeiten für das
Förderinstrumentarium geboten. Für die Studie waren zunächst 54 Angehörige der
rätoromanischen und italienischen Zivilgesellschaft sowohl im Kanton Graubünden als
auch in der restlichen Schweiz mittels eines Fragebogens zur Nützlichkeit und
Angemessenheit der ergriffenen Massnahmen befragt worden. Im Anschluss waren elf
Interviews mit Expertinnen und Experten aus der Wissenschaft, der Politik und den
involvierten Institutionen durchgeführt worden. 
Die Untersuchungsergebnisse liessen auf deutliche Unterschiede zwischen den beiden
Sprachminderheiten schliessen: Während das Italienische im angestammten
Sprachgebiet als Amts-, Arbeits- und Alltagssprache weiterhin unangefochten sei, stelle
das Verhältnis der Italienischsprechenden zu den behördlichen Instanzen und den
staatsnahen Betrieben eine grosse Herausforderung dar. Dadurch werde die
Gleichwertigkeit des Italienischen als Amtssprache innerhalb des kantonalen
Staatswesens bisweilen erheblich beeinträchtigt. Das Rätoromanische hingegen werde
bereits mittelfristig mit der Gefahr einer Zurück- bzw. Verdrängung konfrontiert sein,
da es schon heute teilweise in seinen traditionellen Verbreitungsgebieten als Amts-,

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.03.2019
MELIKE GÖKCE
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Arbeits- und Alltagssprache vom Deutschen abgelöst werde.  
Eine wesentliche Schwäche deckte die Studie in der Umsetzung des im Grundsatz
minderheitenfreundlichen kantonalen Sprachengesetzes auf. Die
Hauptverantwortlichkeit zur Erhaltung und Förderung der beiden
Minderheitensprachen im Kanton Graubünden werde vom Kanton selbst nur zögerlich
wahrgenommen. Damit zusammenhängend offenbarte sich ein weiterer Schwachpunkt
im für die Sprachförderung relevanten Bereich des Sprachunterrichts: Von
verschiedener Seite sei moniert worden, dass die Lehrmittel für die beiden
Minderheitensprachen qualitativ den deutschsprachigen Lehrmitteln nachstünden und
oft auch erst mit Verspätung erschienen. Fehlende finanzielle Mittel führten zudem zu
einer Kürzung bzw. Streichung des Romanisch- und Italienischunterrichts an
Mittelschulen, wodurch das Bildungsangebot auf verschiedenen Stufen unterbrochen
oder zumindest ausgedünnt werde. In der Folge bestehe eine reale Gefahr, dass
insbesondere die Romanischkenntnisse weiter sänken, weniger Lehrpersonal
ausgebildet werde und die Sprache auszusterben drohe.
Um diesen Entwicklungen entgegenzuwirken, gaben die Studienverantwortlichen vier
Hauptempfehlungen ab: Erstens erfordere es einen konzentrierten Einsatz finanzieller
Mittel im Bildungssektor, besonders hinsichtlich der kritischen Situation des
Rätoromanischen. Dadurch solle ein durchgängiges Angebot an Romanischunterricht
von der Krippe bis zur Hochschule gewährleistet werden und auch das Modell der
zweisprachigen Kindergärten und Primarschulen auf mehr deutschsprachige
Gemeinden ausgeweitet werden. Zweitens müssten Massnahmen auch über die
Kantonsgrenze hinaus ergriffen werden, indem die Förderung von Bildungsangeboten,
insbesondere zweisprachiger Schulen (Rätoromanisch/Deutsch), nicht nur in den
deutschsprachigen Gebieten innerhalb des Kantons, sondern auch in anderen
Kantonen anvisiert werde. Drittens müsse man die Mehrsprachigkeit in der kantonalen
Verwaltung stärken, insbesondere hinsichtlich des Italienischen. Die deutschsprachigen
Mitarbeitenden sollten bessere Italienischkenntnisse erlangen und italienischsprachige
Bewerbungen nicht wegen fehlender Deutschkenntnisse benachteiligt werden. Als
letzte Empfehlung wurden sowohl der Kanton Graubünden als auch der Bund dazu
angehalten, ihre Governance in diesem Bereich zu überdenken. Auch wenn sich die
Leistungsvereinbarung als Sprachförderungsmittel bewährt habe, müsse man diese in
ihrer Ausgestaltung konkretisieren, einzelne Massnahmen und Zuständigkeiten
präzisieren sowie ein stärkeres Monitoring vorsehen, um die strategischen und
operativen Verantwortungen nicht zu verwischen. 70
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